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 Vorwort

Die Heldin steht massiv unter Druck. Der Bösewicht hält sie im Würgegriff, ihre Pistole liegt außer Reichweite, das Flugzeug vol-ler Sprengstoff rast auf das Weiße Haus zu. Die Zuschauer halten den Atem an. Es scheint aussichtslos. Doch dann: der unerwar-tete Trick! Sie entwindet sich dem Griff, angelt sich die Waffe, reißt das Flugzeug hoch – es ist gerade noch mal gut gegangen.

Am Ende geht es gut aus, daran haben wir uns gewöhnt. Das ist in jedem Hollywood-Film so. Das war 1945 und 1989 so. Nicht sofort, das wäre ja langweilig. Aber am Ende eben doch. Sicher, unsere Demokratie, die Ukraine, der Westen stehen unter Druck. Populisten fahren Wahlerfolge ein, Russlands Truppen rücken vor, Donald Trump ist Präsident. Aber am Ende wird es schon nicht so schlimm kommen. Russland wird uns doch nicht angreifen, unsere Demokratie wird das doch wohl aushalten, der Westen stark bleiben.

Aber was, wenn nicht? Was, wenn Russland gewinnt?

Um zu verstehen, was auf dem Spiel steht und welche Folgen welche Entscheidungen haben, muss man wissen, was passie-ren könnte. Das ist die Stärke des Denkens in Szenarien. In der Wissenschaft, aber auch bei der politischen und militärischen 
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Planung ist das Erstellen von Szenarien eine Methode, bei der auf der Grundlage von aktuellen Tendenzen und Geschehnis-sen zukünftige Entwicklungen durchgespielt werden. Es geht darum, sich Rahmenbedingungen, Indikatoren und Faktoren, die diese Entwicklungen bestimmen können, bewusst zu ma-chen und die aktuellen Ereignisse kreativ weiterzudenken.

Szenarien erweitern den Möglichkeitsraum unseres Den-kens. Sie wirken intellektueller Bequemlichkeit ebenso ent-gegen wie zu kurzen politischen Zeithorizonten. Was in der Ukraine, was in unserer Zeit auf dem Spiel steht, das rückt erst dann so richtig ins Bewusstsein, wenn man darüber nach-denkt, was passieren kann, wenn es eben nicht gut ausgeht.

Dass Russland in der Ukraine gewinnt, liegt im Bereich des Möglichen. Vielleicht hat es sogar schon gewonnen, wenn die-ses Buch erscheint, wer könnte das mit Sicherheit voraussagen? Wobei ein russischer Sieg für mich schon dann gegeben ist, wenn Russland das Territorium behalten kann, das es aktuell besetzt hält. Nun mag manchem die Ukraine egal sein. Und nicht wenige mögen denken: Ist doch gut, wenn der Krieg endlich vorbei ist. Dann kehrt bei uns wieder Normalität ein. Gebt Russland doch, was es will, dann ist Ruhe. Aber ist dem so? Geht es wirklich nur um die Ukraine? Was, wenn das nur der Anfang war? Wenn in Wahrheit die europäische Sicherheit und unsere gesamte liberale Weltordnung auf dem Spiel stehen und wir erneut die Augen davor verschließen? Wie das ausge-hen könnte, darum geht es in dem Szenario, das ich in diesem Buch durchspiele.

Die Zukunft ist immer offen. Niemand kennt sie, und nie-mand überblickt alle Faktoren und Zusammenhänge, die sie 

8

bestimmen. Ein Szenario ist somit immer nur eine, aber nicht die einzige Möglichkeit, wie sich die Dinge entwickeln können. Das gilt es bei der Lektüre im Kopf zu behalten. Mein Ziel ist es nicht, mich als Prophet zu betätigen. Mein Ziel ist es, zum Nachdenken anzuregen, zum Mit- und Weiterdenken. Und noch etwas ist wichtig: In der Regel spielt man Szenarien durch, damit das nicht eintritt, was in ihnen beschrieben wird.

Mein Szenario orientiert sich an realen Gegebenheiten, wissen-schaftlichen Erkenntnissen und Diskussionen, die ich in den letzten beiden Jahren mit vielen Kollegen und Kolleginnen ge-führt habe, aber auch mit Menschen, die sich in Ministerien und den Stäben von Streitkräften mit der Frage beschäftigen, welche Auswirkungen ein russischer Sieg in der Ukraine für die zukünftige sicherheitspolitische Entwicklung haben könnte. Es fließen Erkenntnisse aus War Games ein, an denen ich aktiv oder als Beobachter teilnehmen durfte. Aber es ist ein Szenario, welches in dieser Form von mir allein entwickelt wurde. In sicherheits- und verteidigungspolitischen Zirkeln werden auch andere Szenarien durchgespielt und diskutiert, bis hin zu ei-nem umfassenden militärischen Vorgehen gegen einen NATO-Mitgliedsstaat. Zugleich ist es kein streng wissenschaftlich geschriebenes Szenario, obwohl es nach wissenschaftlichen Maßstäben entwickelt wurde. Neben der reinen Beschreibung von Entwicklungen sind immer wieder Szenen und Dialoge eingestreut, die dem Leser die Möglichkeit bieten, sich als teil-nehmender Beobachter der Ereignisse zu fühlen. Zudem ist das Szenario stark komprimiert. In der Realität wären die Abläufe vielschichtiger. Unzählige Gespräche und Treffen auf 
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Arbeitsebene würden stattfinden und sicherlich auch Hun-derte von Telefonaten und Videokonferenzen zwischen den handelnden Akteuren. Aus Gründen der Lesbarkeit habe ich auf deren Darstellung verzichtet und mich auf die großen Er-eignisse konzentriert.

Bei der Erstellung dieses Buches standen mir viele Menschen als Gesprächspartner zur Verfügung, denen ich an dieser Stelle meinen Dank aussprechen will. Besonders bedanken möchte ich mich aber bei Sebastian Ullrich, dem Cheflektor des Verla-ges C.H.Beck, der die Erstellung des Buches in gewohnt ruhi-ger und professioneller Art von Beginn an unterstützt und den Prozess bis zum Ende als intellektueller Sparringspartner und brillanter Lektor begleitet hat. Und mein Dank gilt ebenfalls meinem Kollegen Martin Schulze Wessel, dem ich die Analogie zur Remilitarisierung des Rheinlandes verdanke.

 

10

 Im Baltikum, einige Jahre in der Zukunft

Narwa, Estland, am 27. März 2028: In den frühen Morgenstun-den werden die Menschen durch Explosionen geweckt. Zwei russische Brigaden dringen von Norden und Osten in die Stadt ein. Die maskierten Angreifer haben die estnischen Grenztrup-pen schnell überwältigt. Auch in der Stadt selbst stoßen die russischen Soldaten auf nur geringen Widerstand, den sie rasch brechen. Unterstützt werden sie von Teilen der lokalen Zivil-bevölkerung, an die bereits in den Wochen und Monaten zuvor Handfeuerwaffen und Maschinengewehre ausgegeben worden sind. Binnen weniger Stunden ist die 57 000 Einwoh-ner zählende Stadt im Grenzgebiet zu Russland erobert. Als die Sonne aufgeht, weht bereits die Flagge Russlands vom Turm des historischen Rathauses. Nahezu in Echtzeit verbreiten sich kleine Videoschnipsel von der Flaggenhissung auf diversen  Social-Media-Plattformen, allesamt versehen mit dem Hashtag #TagDerRückkehr.

Der russische Einmarsch geschieht unerwartet. Zwar hat die russischsprachige Bevölkerung in Narwa bereits seit Wochen demonstriert, weil ihnen angeblich die Möglichkeit verwehrt wird, ihre Sprache in der öffentlichen Verwaltung zu benutzen sowie ihre Kultur zu leben. Angeheizt von Desinformation in den sozialen Medien befürchten sie darüber hinaus, dass die Regierung in Tallinn sie zu Bürgern zweiter Klasse machen und ihnen das Wahlrecht entziehen könnte. Angeblich, so wird auf Telegram und Facebook verbreitet, weil sie aufgrund ihrer Nähe und Verbundenheit zu Russland als Sicherheitsrisiko gelten. Immer wieder ist es auch zu kleineren Scharmützeln 
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zwischen «Russen» und der estnischen Polizei gekommen. Aber das hat es auch früher schon gegeben, und die estnische Regierung ist davon ausgegangen, dass sie die Lage in den Griff bekommen wird. Auch die Zusammenziehung kleinerer russi-scher Einheiten an der Grenze ist zwar registriert worden, aber dass davon eine ernsthafte Gefahr ausgehen könnte, hat man nicht geglaubt. Denn immerhin sind NATO-Truppen im Land präsent, 1700 Soldaten im Rahmen der Enhanced Forward Presence (eFP) sowie 600 US-amerikanische Infanteristen in Võru. Sie werden schon für genügend Abschreckung sorgen, hat man sich beruhigt.

In den Tagen vor dem Angriff gilt die Aufmerksamkeit Est-lands sowie der NATO zudem dem südlichen Teil der estnisch-russischen Grenze, wo die russischen Streitkräfte im Rahmen ihrer Übung «Mutterland» eine Heeresdivision diverse Szena-rien durchspielen lassen. Und so gelingt die Überraschung. An eine Reaktion des 145 km von Narwa entfernt stationierten NATO-Verbands unter britischer Führung ist in der Kürze der Zeit nicht zu denken.

Der Angriff auf Narwa bleibt nicht die einzige Aktion der russischen Streitkräfte in dieser Nacht. Bereits seit einigen Ta-gen haben als Touristen getarnte russische Soldaten mit Fähren auf die Estland vorgelagerte Insel Hiiumaa übergesetzt. Nun schlagen sie los. Unterstützt werden sie von zwei russischen amphibischen Kriegsschiffen der Ostseeflotte, die auf ihrem Weg von St. Petersburg in die internationalen Gewässer der Ostsee eine unerwartete Kursänderung vornehmen und vom Norden her auf die zweitgrößte, aber nicht dicht besiedelte Insel Estlands zufahren. Es ist noch dunkel, als sie ihre Lan-
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dungsboote zu Wasser lassen und ca. 400 russische Marine-infanteristen an der Küste von Hiiumaa anlanden, um die be-reits auf der Insel befindlichen Kräfte zu unterstützen. Auch hier bricht der Widerstand schnell zusammen. Vormittags weht in der 4000 Einwohner zählenden Stadt Kardla auf Hiiumaa die russische Fahne.

In nur einer Nacht bringt Russland zwei estnische Städte unter seine Kontrolle und überrumpelt die gesamte NATO. Beide Aktionen sind aus russischer Perspektive strategisch sinnvoll. Mit Narwa wird eine Stadt erobert, die zu 88 Prozent aus russischsprachiger Bevölkerung besteht, und Hiiumaa bie-tet der russischen Marine die Möglichkeit, zukünftig eine See-blockade des Baltikums zwischen den von ihnen kontrollierten Häfen St. Petersburg im Norden und Kaliningrad im Süden anzudrohen und gegebenenfalls auch umzusetzen.

Und noch etwas ist in dieser Nacht bemerkenswert: Der be-larusische Diktator Lukaschenko kündigt an, in den kommen-den Tagen mehrere Brigaden seiner Streitkräfte zu Übungs-zwecken nach Astraviec zu schicken, einem kleinen Grenzort, nur 50 km von Vilnius entfernt.

Der Angriff auf das Baltikum hat begonnen.
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 Genf, Palais des Nations, drei Jahre zuvor

Es herrscht eine eisige Stimmung, als sich die Delegationen der «Freien Ukraine» und der russischen Föderation in Genf im Palais des Nations treffen. Fünf Vertreter jeder Seite, die bereits seit Wochen unter der Vermittlung der Vereinigten Staaten und Chinas an einem Vertragstext gearbeitet haben. Männer und Frauen, die über drei Jahre Krieg geführt haben und denen man diesen Krieg im Gesicht und auch an ihrer Körperhaltung ansieht. Sie alle sind alt geworden, obgleich einige von ihnen nicht viel mehr als dreißig Jahre zählen. Die Ukrainer wissen genau, was sie jetzt zu tun haben, was die USA, China, aber auch die russische Seite von ihnen erwarten. Sie sind nach Genf gekommen, um ihre Kapitulation zu unterschreiben. Keine klassische Kapitulation, aber die Aufgabe von mehr als zwanzig Prozent ihrer Gebiete – Land, für das sie drei Jahre unter erheblichen Verlusten gekämpft haben. Doch jetzt fehlen ihnen das Personal, das Material sowie die Unterstützung des Westens, um den Kampf weiterzuführen.

Noch am Abend zuvor hat Präsident Selenskyj ein letztes Mal mit seinen westlichen Partnern konferiert. Er hat auf die katastrophalen Folgen eines russischen Sieges für die europäi-sche Sicherheit hingewiesen, er hat um noch sehr viel umfang-reichere Hilfen gebeten, um weiter durchhalten zu können. Doch die Stimmung hat sich gedreht. Es gehe schon viel zu lange nicht mehr voran, hat der US-Präsident gesagt. Wo seien die Erfolge? Wie viel Quadratkilometer habe die Ukraine zu-letzt zurückerobert? Er könne dem amerikanischen Volk nicht mehr erklären, warum so viel Geld für die militärische Unter-
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stützung der Ukraine ausgegeben werde. Wenn er für dasselbe Kapital Grönland kaufe, sei das Verhältnis Land zu Dollar sehr viel besser. «I don’t do bad deals …»

Der britische Premier hat noch zu einer Gegenrede ange-setzt: «Mr. President, Europa …» Doch das ist es auch schon gewesen. «… wird für seine Sicherheit zahlen müssen», ist ihm der Angesprochene ins Wort gefallen. Der russische Blutzoll sei hoch gewesen, der Materialverschleiß ebenfalls. Russland sei geschwächt genug, um es in Zukunft leicht abschrecken zu können. Es sei jetzt Zeit, den Krieg zu beenden. Wenn Mister Selenskyj weiterkämpfen wolle, könne er das gerne tun, aber bitte auf eigene Rechnung. Betretenes Schweigen im Raum. «Selenskyj muss einsehen, dass das Spiel vorbei ist», zitiert eine britische Zeitung den französischen Staatspräsidenten am nächsten Morgen.

Es ist der EU nicht gelungen, die Produktion der für die Verteidigung der Ukraine wichtigen Rüstungsgüter so anzu-kurbeln, dass eine konstante Lieferung garantiert werden kann. So ist sie nicht in der Lage, den Ausfall der USA zu kompensie-ren. Zwar haben fast alle europäischen Spitzenpolitiker, ein-schließlich der Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen, in den vergangenen Monaten schon fast gebetsmühlenartig wiederholt, dass die Stunde Europas komme, wenn die USA sich zurückzögen. Aber als es so weit ist, bleibt es bei den Lip-penbekenntnissen, wie auch schon in den vergangenen drei Kriegsjahren. Zu angespannt ist die wirtschaftliche Lage in den meisten europäischen Staaten, als dass Regierungen sich trauen würden, ihrer Bevölkerung noch mehr Ausgaben für die Ukraine zuzumuten. Auch die Sorge, noch mehr ukrainische 
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Flüchtlinge aufnehmen zu müssen, lässt vielerorts die gesell-schaftliche Stimmung kippen. Man fürchtet noch höhere Stim-menzuwächse für rechtsextreme und linkspopulistische Par-teien, die mit der Diskreditierung der Ukrainehilfe erfolgreich auf Stimmenfang gehen. So bleibt dem ukrainischen Präsiden-ten nichts anderes übrig, als sich auf Waffenstillstandsverhand-lungen mit Russland einzulassen.

Der internationalen Öffentlichkeit werden die Ergebnisse der Verhandlungen als «Frieden von Genf» präsentiert, in Wahrheit ist es aber die «Kapitulation von Genf». Nicht nur, dass die Ukraine de facto mehr als zwanzig Prozent ihres Terri-toriums aufgeben muss. Sie muss auch eine dauerhafte Neutra-litätsklausel in ihre Verfassung aufnehmen, die den Beitritt zur NATO ausschließt. Gewissermaßen als Kompensation wird ein von der Weltbank finanziertes Aufbauprogramm, nicht nur für die «Freie Ukraine», sondern auch für die von Russland besetz-ten Gebiete vereinbart.

Was die militärische Absicherung des Kapitulationsfriedens anbetrifft, so einigt man sich auf eine aus Europäern, Chinesen und diversen anderen Staaten zusammengestellte Friedens-truppe im Auftrag der Vereinten Nationen, die den erzielten Waffenstillstand überwachen soll. Ihre Aufgabe soll darin be-stehen, Verstöße gegen den Waffenstillstand beider Seiten an den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu melden. Die glaubwürdige Abschreckung möglicher neuer Angriffe seitens Russlands ist jedoch nicht Teil des Mandats.

So endet der seit dem Ausbruch des Zweiten Weltkrieges größte Landkrieg in Europa mit einer ukrainischen Niederlage. Während westliche Politiker immer wieder betonen, dass man 
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die von Russland annektierten Gebiete völkerrechtlich nie als russisches Staatsgebiet anerkennen werde und dass die getrof-fene Vereinbarung eine temporäre sei – «Wir haben die feste Hoffnung, dass wir in nicht allzu ferner Zukunft mit Russland über die Rückgabe dieser Gebiete verhandeln, und selbstver-ständlich genießt die Restukraine die völlige ökonomische, politische und militärische Unterstützung des Westens!»  – ,  feiert man in der russischen Presse das Abkommen als das, was es ist: ein russischer Sieg. In russischen Talkshows findet die übliche Abrechnung mit dem Westen statt. Die Niederlage der NATO bei der Unterstützung der Ukraine, so verschiedene Talkshow-Moderatoren, sei nur der Beginn der Wiederauf-erstehung russischer Stärke und russischer Größe in der inter-nationalen Politik. Niemand, so führen sie aus, solle glauben, dass sich Russland mit dem Erreichten zufrieden geben werde. Bevor nicht die baltischen Staaten, Moldau und Georgien wie-der in den russischen Einflussbereich zurückgekehrt seien, sei das Projekt Russki Mir, eine von Russland dominierte Frie-densordnung, die alle russischsprachigen Menschen umfasst, noch lange nicht beendet.

Im Westen selbst gibt es nur wenige Stimmen, die in der uk-rainischen Niederlage eine schwere Bedrohung für die euro-päische Sicherheitsordnung sehen. Die allgemeine Stimmung ist eine andere. Manche äußern sich offen, manche hinter vor-gehaltener Hand. Aber sie ist überall zu spüren, die Erleichte-rung, dass dieser Krieg nunmehr vorbei ist.
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 Ein neuer Wind

Mit der Unterzeichnung des Kapitulationsabkommens setzt die Kritik an jenen ein, die in den vergangenen drei Jahren die militärische und politische Unterstützung der Ukraine vehe-ment eingefordert haben. Das vor allem von rechts- und links-populistischen Parteien vorgebrachte Argument lässt sich mit den Worten des 2027 ins Amt gewählten französischen Prä-sidenten vom Front National beschreiben. In einer seiner Wahlveranstaltungen sagt er: «Man hat gesehen, wie die kriegs-treiberischen Länder nicht nur ihre eigenen Volkswirtschaften fast in den Ruin geführt haben, sondern sie haben diesen Krieg, dessen Endergebnis man auch bereits anderthalb Jahre früher hätte erzielen können, unnötig in die Länge gezogen und damit Tausenden wenn nicht gar Hunderttausenden Ukrainern die Möglichkeit genommen, heute noch am Leben zu sein.»

Dieser Tenor dominiert nun die Debatte in Europa und den USA und führt in der EU zu einem Erstarken der rechts- und linkspopulistischen Parteien, die sich von Beginn des Angriffs-krieges an auf die Seite Russlands gestellt haben. Sowohl auf re-gionaler als auch auf nationaler Ebene legen sie in den Wahlen zu. Neben Frankreich vollzieht auch Italiens rechtspopulisti-sche Regierung einen außen- und sicherheitspolitischen Kurs-wechsel. Gehörte Italien während des Krieges zu den Unter-stützern der Ukraine (wenngleich eher politisch und weniger ökonomisch oder militärisch), so vernimmt man aus Rom nach Unterzeichnung das Kapitulationsvertrages immer öfter Forderungen, dass über eine Erneuerung des Verhältnisses zu Russland zumindest nachzudenken sei.
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Und auch in den USA verändern sich die Schwerpunkte der Außenpolitik. Nun, da der Krieg Russlands gegen die Ukraine zumindest in seiner hohen Intensität beendet ist, mehren sich sowohl bei den Republikanern als auch bei den Demokraten Stimmen, die die europäische Nachkriegsordnung zur Sache der Europäer erklären und die USA dazu auffordern, sich wie-der verstärkt dem indopazifischen Raum zuzuwenden. Und so dauert es nicht lange, bis Forderungen nach einer Reduzierung der amerikanischen Truppen in Europa und ihrer Verlegung nach Asien bei den Verteidigungspolitikern in den USA einen parteiübergreifenden Konsens finden.
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 Tauwetter in Moskau?

Überraschend für die Weltöffentlichkeit und vor allem für den Korrespondenten der ARD, der ihn noch zwei Tage zuvor als «ewigen Präsidenten» bezeichnet hat («sitzt so fest im Sattel wie noch nie»), verkündet Wladimir Putin seinen Rücktritt. Mit dem Sieg über die Ukraine «sei ein wichtiger historischer Meilenstein auf dem Weg zur Rückkehr Russlands als Groß-macht» erreicht worden, lässt er seine Zuschauer anlässlich einer Fernsehansprache wissen. Russland habe der Welt ge-zeigt, dass auch das «größte und aggressivste Militärbündnis der Welt, die NATO, nicht im Stande sei, das ewige Russland zu besiegen und in die Knie zu zwingen». Nunmehr sei es an der Zeit, die Vollendung der «historischen Mission Russlands» in andere Hände zu übergeben. Er werde sich zwar nicht auf das Altenteil zurückziehen und nur noch jagen und fischen, aber seine Aufgaben lägen zukünftig darin, das Geschehen aus dem Hintergrund zu begleiten, als Präsident der Neues-Russland-Stiftung.

Zu seinem Nachfolger ernennt Putin Oleg Obmantschikow, einen 47-jährigen Volkswirt aus dem Finanzsektor. Natürlich, so Putin, müsse die Duma dieser Ernennung noch zustimmen, aber er sehe da kein Problem, habe er doch die Führer der großen Parteien, die in der Duma vertreten seien, bereits im Vorfeld informiert.

In den internationalen Medien wird sofort danach ausgiebig spekuliert, was Putins Gründe für diesen Schritt gewesen sein mögen. Wurde er angesichts der desaströsen menschlichen und ökonomischen Verluste, die Russland in diesem Krieg er-
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litten hat, von seinem innersten Kreis an Vertrauten und Unter-stützern zum Rücktritt gezwungen? Ist er so krank, dass er vor-sorglich die Amtsgeschäfte an jemand anderen übergeben hat? Oder handelt es sich gar um eine weitere Finte des gewieften KGB-Mannes? Präsentiert er dem Ausland und seiner Bevöl-kerung einen jungen, zu Reformen bereiten Politiker, behält aber im Hintergrund zusammen mit dem Inlandsgeheimdienst FSB weiterhin die Fäden in der Hand?

Für Letzteres spricht tatsächlich, dass ein großer Teil der von der EU und den USA verhängten Sanktionen – trotz der Vereinbarung von Genf  – noch immer in Kraft ist. Und ein «frisches Gesicht» könnte vielleicht dafür sorgen, dass sie als-bald aufgehoben werden. Letzten Endes bleibt dies aber Speku-lation. Wie auch in der Vergangenheit hat die Presse keinerlei Zugang zum innersten Kreis des Kremls und tappt bei der Analyse der Motive mehr oder weniger im Dunkeln.

Was man über Obmantschikow weiß, ist, dass er aus dem russischen Finanzsektor kommt, in seiner Jugend einige Zeit in Großbritannien studiert und danach ein paar Jahre für das Wirtschaftsprüfungsunternehmen Ernst & Young in Dubai ge-arbeitet hat. Auf den ersten Blick ist er genau das Gegenteil von Putin oder Lawrow, nämlich jung, charismatisch und welt-offen.

In seiner ersten offiziellen Ansprache an die Nation in der russischen Duma, die aber natürlich auch an die internationale Öffentlichkeit gerichtet ist, hält er weiterhin an der Annexion der ukrainischen Oblaste Donezk, Luhansk, Saporischschja und Cherson sowie der Krim fest und bezeichnet diese als Teil des russischen Kernlandes. Er lässt aber auch durchblicken, 
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dass er gewillt sei, mit der Ukraine über eine Normalisierung der Beziehungen zu sprechen. Was genau er darunter versteht, darüber schweigt er sich zwar aus, doch bedient er sich einer berühmten Formel, um das zukünftige Verhältnis zwischen Russland und der Ukraine zu beschreiben: Willy Brandts in seiner Antrittsrede als Bundeskanzler 1968 gebrauchte Fügung, um das Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR zu beschreiben: «zwei Staaten in einer Nation».

In der Bundesrepublik Deutschland elektrisiert der Ge-brauch dieser Formel die Gemüter. In großen Teilen der deut-schen Sozialdemokratie wird die Anleihe emphatisch begrüßt. Der Flügel, der in der Unterstützung der Ukraine durch Olaf Scholz während des Angriffskrieges ohnehin einen strategi-schen Fehler sah, gewinnt nun innerhalb der Partei sowie in der Bundestagsfraktion immer mehr die Oberhand. Man fühlt sich in die achtziger Jahre zurückversetzt, als ein Michael Gorbat-schow Generalsekretär der KPdSU wurde und die in ihn ge-setzten Hoffnungen als Reformer des sowjetischen Kommunis-mus vollumfänglich erfüllte. Warum, so fragen nicht nur viele Sozialdemokraten, sollte sich dies unter Obmantschikow nicht wiederholen können?

So werden die vom neuen russischen Präsidenten in den ersten Monaten seiner Amtszeit vorgestellten Pläne zur Wie-derbelebung konventioneller Rüstungskontrolle aufmerksam registriert, mit denen er die Weltöffentlichkeit überrascht. Na-türlich gibt es Skepsis und Misstrauen. Kann man Obmant-schikow trauen oder ist er nur eine Marionette des Geheim-dienstes oder des Militärs? Niemand, auch nicht die diversen Geheimdienste europäischer Staaten sowie der USA, hat eine 
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Antwort auf diese Fragen, und sich auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs einen persönlichen Eindruck zu ver-schaffen, ist schwierig, da Russland international noch immer isoliert ist.

Dennoch schauen nun alle gespannt nach Moskau, in der Hoffnung auf eine neue Tauwetterperiode nach der schreckli-chen Eiszeit. Viele im Westen, dieser Eindruck drängt sich zu-nehmend auf, wollen einen neuen Kalten Krieg, der ungeheure Ressourcen verschlingen würde, unbedingt vermeiden.

Hinter dem Rücken der Öffentlichkeit entsendet man Emis-säre nach Moskau, um sich einen besseren Eindruck vom neuen Mann im Kreml zu verschaffen. Alle Berichte der Diplo-maten, die Obmantschikow und sein näheres Umfeld persön-lich treffen, stimmen mehr oder weniger überein. Zwar «wisse man nicht genau», so heißt es in den Schreiben an die jewei-ligen Außenministerien, auf welche Kräfte sich die Macht Obmantschikows stütze, aber er selbst sei ein «kluger, charis-matischer Reformer, dem man persönlich den Willen zur Ver-änderung» abnehme.

Dieser Eindruck verstärkt sich noch durch die zahlreichen Interviews, die der neue Mann im Kreml der internationalen Presse gibt. Überall keimt die Hoffnung auf, dass ein neuer Gorbatschow in Moskau regiere, dessen Ziel es sei, Russland aus seiner dunklen Vergangenheit herauszuholen und in eine neue, vielleicht demokratische Zukunft zu führen.
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 Die Ukraine nach Genf: ein Land im Chaos

Vereinzelt dringen Nachrichten von Menschenrechtsaktivisten aus dem Donbas nach draußen und erzählen eine andere Ge-schichte. Unmittelbar nach Beendigung der intensiven Kämpfe war es bereits zu massiven Fluchtbewegungen aus den besetz-ten Gebieten gekommen. Unbestätigte Quellen sprechen von bis zu 1,5 Millionen Menschen. Doch auch der neue Präsident setzt die Russifizierungspolitik unvermindert fort. Menschen aus Russland werden in die ehemals ukrainischen Oblaste um-gesiedelt, Ukrainer, die die Legitimität der russischen Herr-schaft nicht anerkennen wollen, werden in Umerziehungslager gesteckt. Auch die Adoptionswelle hält an. Ukrainische Kinder können weiterhin von russischen Paaren adoptiert werden, unabhängig davon, ob sie noch leibliche Eltern in der Ukraine haben oder nicht.

Allerdings finden diese anhaltenden Gräueltaten in der in-ternationalen Öffentlichkeit nur wenig Beachtung. Außer eini-gen sehr aktiven Gruppen der ukrainischen Diaspora in Europa scheint sich niemand wirklich daran zu stören. Die Erleichte-rung über das Ende des Großen Krieges überwiegt. Zu groß ist die Sehnsucht nach Hoffnung, nach guten Perspektiven.

So ganz stimmt die Formel vom Ende des Großen Krieges allerdings nicht, denn an der Grenze zwischen den von Russ-land annektierten Gebieten und der «Freien Ukraine» kommt es immer wieder zu kleineren, mehrtägigen Scharmützeln zwi-schen den ukrainischen Streitkräften und den Streitkräften Russlands, bei denen immer wieder Soldaten auf beiden Sei-ten fallen. Die UN-Beobachtermission registriert diese und 
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meldet sie der UNO nach New York. Das ist es dann aber auch.

In der letzten Phase des Krieges, vor der Kapitulation der Ukraine, haben die ukrainischen Streitkräfte sowie der ukrai-nische Geheimdienst eine Art Partisanenarmee in die besetz-ten Gebiete eingeschleust beziehungsweise dort aufgebaut. Für deren Aktivitäten sind umfangreiche Waffendepots angelegt worden. Diese «Freie Ukrainische Armee», wie sie sich selbst nennt, verübt immer wieder Anschläge auf Polizeistationen und exekutiert russische Beamte, die in der Administration der besetzten Territorien arbeiten, durch Autobomben oder andere Attentate. Nach jedem erfolgreichen Anschlag wächst die Re-pression durch die russische Polizei, die russische Armee und die diversen russischen Geheimdienste, die in den besetzten Territorien agieren, gegen die dort noch lebende ukrainische Zivilbevölkerung.

Die Situation in der «Freien Ukraine» ist zwar ruhiger. Es gibt keine Angriffe mehr durch russische Drohnen, Marsch-flugkörper, Gleitbomben oder ballistische Raketen, aber des-wegen ist sie nicht automatisch wesentlich besser. In weiten Teilen gleicht die Ukraine einem Trümmerhaufen. Unzählige Dörfer und Kleinstädte sind im Krieg dem Erdboden gleich-gemacht worden. Die Energieinfrastruktur funktioniert nur noch rudimentär, es gibt oft kein Licht und fließend Wasser. Der Staat Ukraine ist im Grunde bankrott, und die Gelder, die durch die internationalen Geberorganisationen für den Wie-deraufbau ins Land fließen, reichen bei weitem nicht aus, um auch nur die notwendigsten Infrastrukturmaßnahmen schnell durchführen zu können. Aus eigenen Mitteln jedoch kann die 
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Ukraine die notwendigen Gelder nicht schnell genug aufbrin-gen. Die wirtschaftliche Lage ist daher katastrophal, und die Arbeitslosigkeit erhöht sich immer mehr. Dadurch kehren nicht nur viel zu wenige derjenigen, die vor dem Krieg ins Aus-land geflohen sind, zurück, sondern es kommt zudem zu neuen Abwanderungswellen junger und gut ausgebildeter Ukrainer und Ukrainerinnen in die EU.

Gleichzeitig brechen nach dem verlorenen Krieg die alten Konfliktlinien in der Ukraine wieder auf. Die Oligarchen und das Militär gegen die Regierung, der Präsident gegen den Bürgermeister von Kyjiw und so weiter. Alle diese Konflikte waren während des Krieges in den Hintergrund getreten und kommen nun zurück. Es ist die Zeit des Begleichens alter Rech-nungen.

In der ukrainischen Gesellschaft brodelt es. Veteranen und Versehrte, die am Tropf des staatlichen Sozialsystems hängen, demonstrieren fast täglich für eine bessere finanzielle Unter-stützung und medizinische Versorgung, und es finden regel-mäßig Demonstrationen von Gewerkschaften und sonstigen Interessengruppen statt, die lautstark und teilweise auch ge-waltsam ihre Rechte einklagen.

Die angespannte soziale, politische und ökonomische Lage im Land macht es den russischen Geheimdiensten leicht, In-formanten anzuwerben, die sie regelmäßig mit Material aus den verschiedenen Ministerien und aus den Streitkräften ver-sorgen. Die Summen, die die russischen Dienste zahlen kön-nen, lassen einige Ukrainer vergessen, dass sie nun mit dem Staat zusammenarbeiten oder präziser: für den arbeiten, der sie noch vor einigen Monaten auslöschen wollte. Und wer will es 
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ihnen angesichts der oftmals dramatischen sozialen Notlagen verdenken?

Die desolate wirtschaftliche Lage der Ukraine sowie die an Intensität zunehmenden gesellschaftlichen und politischen Konflikte verschaffen auch jenen politischen Kräften eine un-erwartete Renaissance, die in der Ostorientierung des Landes, also in der Hinwendung nach Moskau, die einzige Möglichkeit des wirtschaftlichen Aufschwungs sehen. Mit tatkräftiger fi-nanzieller und organisatorischer Unterstützung pro-russischer Oligarchen sowie der russischen Geheimdienste und begleitet von einer massiven Desinformationskampagne gelingt es die-sen pro-russischen Kräften schließlich, die Mehrheit bei den ukrainischen Parlamentswahlen zu erzielen. Präsident Selens-kyj, der qua Verfassung über weitreichende Rechte verfügt, versucht einer drohenden Kurskorrektur entgegenzuwirken und das Parlament aufzulösen. Es gelingt ihm aber nicht, da er dafür weder die Zustimmung der internationalen Gemein-schaft findet, die befürchtet, dass die Ukraine dadurch in eine präsidentielle Diktatur abgleiten könnte, noch die weiter Teile der ukrainischen Bevölkerung. Auch die von ihm eingesetzten Ministerpräsidenten können sich aufgrund fehlender Mehr-heiten im Parlament nie lange halten und werden von der Mehrheit der pro-russischen Parteien in der Rada per Miss-trauensvotum abberufen. Um die vollständige Unregierbarkeit des Landes zu verhindern, greift Selenskyj schließlich zum Befreiungsschlag und kündigt vorgezogene Präsidentschafts-wahlen an, die er verliert. Der «Friedensschluss» hat die Rest-Ukraine ins Chaos gestürzt.
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 Bedingt  abwehrbereit

Muss man Russland abschrecken? Und wenn ja, reichen die Fähigkeiten der Nato dafür aus? Als in der Ukraine noch die großen Kämpfe tobten, gab es unter den europäischen Staaten ein gewisses Bewusstsein dafür, dass in die eigenen Abschre-ckungsfähigkeiten investiert werden müsse. Doch gilt das auch jetzt noch? Obwohl die Vereinigten Staaten die europäischen Verbündeten weiterhin nachdrücklich auffordern, mehr für ihre Verteidigung auszugeben und ihnen auch sehr deutlich machen, dass sie aufgrund der Umorientierung nach Asien in absehbarer Zeit mit einer Reduzierung der amerikanischen Truppenstationierung in Europa zu rechnen haben, geht die Diskussion in vielen europäischen Hauptstädten in die gegen-läufige Richtung.

Nun, da Russland seinen Krieg gegen die Ukraine beendet habe, und vor allen Dingen seine Landstreitkräfte erhebliche Verluste in diesem Krieg erfahren hätten, müssten die europäi-schen Verteidigungsanstrengungen auf die Unterstützung der Ukraine konzentriert werden und weniger auf die fortgeführte Aufrüstung der NATO-Staaten, meinen einige.

Andere argumentieren, dass man bereits seit Jahren an der Schließung der beiden größten Fähigkeitslücken arbeite, näm-lich der mangelhaften Luftverteidigung Europas und der Schwä-chen im Bereich konventioneller Marschflugkörper mit einer Reichweite bis tief in das russische Territorium hinein. Da inzwischen im Rahmen der Multidomain Task Force in Wies-baden Dark-Eagle-Hyperschallraketen stationiert wurden, sei bereits genügend Abschreckung vorhanden. Russland werde es 

28

nicht wagen, einen umfänglichen Angriff gegen einen NATO-Staat zu führen, da man so in der Lage sei, in kürzester Zeit wichtige russische Flugplätze, Einheiten, Logistik- und Kommu-nikationszentren zu zerstören. Und die Entwicklung eigener europäischer Systeme, die zwischen Frankreich, Polen, Italien und der Bundesrepublik vereinbart wurde, sei auf gutem Wege.

Im Übrigen, so versichern die schärfsten Kritiker einer stär-keren und damit auch kostspieligeren Verteidigungspolitik, sei die NATO den russischen Streitkräften konventionell haushoch überlegen. Und überhaupt solle man dem neuen russischen Staatspräsidenten doch erst mal eine Chance geben, seinen neuen moderaten Kurs glaubwürdig unter Beweis zu stellen. Eine verschärfte westliche Aufrüstung werde es ihm nur un-nötig erschweren, seine inneren Reformen in Russland durch-zusetzen. Durch eine Fortführung der Abschreckungspolitik werde man nur eines erreichen, nämlich die konservativen Kräfte in Russland zu stärken. Das müsse doch selbst dem schießwütigsten Cowboy klar sein. Europa habe schließlich eine andere Geschichte und aus den verheerenden Kriegen des 20. Jahrhunderts eines gelernt: Man müsse alles tun, um den Frieden zu sichern und die militärischen Eskalationslogiken zu durchbrechen, die nur in die Zerstörung führten – es sei nichts Verwerfliches daran, sich bis zur Selbstverleugnung für die Verständigung einzusetzen.

In Mittel- und Osteuropa sowie in den baltischen Staaten wird diese Entwicklung mit Sorge betrachtet. Die zunehmende Abkehr von dem während des Krieges bestehenden Konsens, dass Russland auf absehbare Zeit die größte sicherheitspoliti-sche Bedrohung für den europäischen Kontinent darstelle, 
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weckt dort die Furcht, dass die Glaubwürdigkeit der kollekti-ven Bündnisverteidigung im Rahmen von Artikel 5 der NATO unterhöhlt werden könnte.

Berichte aus den militärischen Strukturen der NATO in Brüssel sowie aus ihren strategischen Hauptquartieren, dass der Allianz in vielerlei Hinsicht die entscheidenden Fähigkei-ten fehlen, um einen möglichen russischen Angriff auf NATO-Territorium überall schnell und entscheidend zurückzuschla-gen, werden von den meisten westeuropäischen Regierungen als übertrieben zurückgewiesen. Ihnen ist die Aufrechterhal-tung des gesellschaftlichen Friedens im eigenen Land wichtiger als die kostspielige Vorbereitung auf eine militärische Ausein-andersetzung der Allianz mit Russland.

Und da Staaten wie Deutschland, Frankreich, Italien oder Großbritannien sich nicht dazu durchringen können, ihren Verteidigungshaushalt substanziell aufzustocken, bleiben die Lücken bei der Munitionsbeschaffung, Logistik und den digi-talen Fähigkeiten, insbesondere bei der Kommunikation, be-stehen.

Auch die Frage der Aufwuchsfähigkeit von NATO-Streit-kräften, also die Möglichkeit, während eines Krieges mit Russ-land schnell zusätzliche Soldaten zu mobilisieren, wird zuse-hends vernachlässigt. War man sich während des russischen Angriffskrieges noch darin einig, dass man zum einen mehr aktive Soldaten in den Streitkräften brauche, zum anderen aber auch dafür Sorge tragen müsse, dass die Aufwuchsfähigkeit dieser Streitkräfte im Konfliktfall gewährleistet sei, wurden beide Komponenten jetzt erneut stiefmütterlich behandelt.

Selbst die schließlich verbindlich erfolgte Ankündigung der 
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US-Administration, ihre Truppenstärke in Europa zeitnah zu reduzieren und sich stärker auf den Indopazifik zu konzentrie-ren, kann die meisten Staats- und Regierungschefs der NATO-Staaten nicht dazu bewegen, eine substanzielle Veränderung ihrer Verteidigungspolitik vorzunehmen.

Damit bleibt unklar, ob die bereits 2023 entwickelten Opera-tionspläne, in denen die Verteidigung des NATO-Territoriums gegen einem russischen Angriff detailliert geregelt wurde, adäquat umgesetzt werden können. Zu viele Staaten kommen den Aufforderungen des NATO-Oberbefehlshabers in Europa, konkrete Einheiten für die Abdeckung diverser geographischer Zonen zu benennen, nur sehr schleppend nach. Als Ausrede verweist man auf die Stationierung europäischer Einheiten im Rahmen der UN-Observer Mission in der Ukraine und argu-mentiert, dass diese ja bereits unmittelbar vor Ort die Abschre-ckung Russlands garantieren würden. Die Abschreckung an der Ostflanke der Allianz, also im Baltikum, sei also gar nicht mehr so zentral.

Im Brüsseler NATO-Hauptquartier ist man angesichts des Phlegmas in den europäischen Hauptstädten aufs höchste be-sorgt. Wenn, so die Befürchtung vieler Militärplaner, die kon-ventionelle amerikanische Unterstützung erheblich reduziert wird oder gar aufgrund eines parallel laufenden Konfliktes im Indopazifik komplett ausbleibt, gibt es in Europa nicht genü-gend Soldaten, um in einem langen Konflikt gegen Russland bestehen zu können. Diese Defizite auf der militärischen Ebene würden einige europäische Politiker durch ihre Rhetorik zu bemänteln versuchen. Es sei aber unwahrscheinlich, dass sich Russland davon beeindrucken ließe.
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Vor allem der deutsche Bundeskanzler wird nicht müde zu betonen, dass die von Olaf Scholz 2022 ausgesprochene Versi-cherung, dass Deutschland bereit sei, jeden Quadratmeter des NATO-Territoriums zu verteidigen, auch für seine Regierung gelte. Wenn die frustrierten Stabsoffiziere im Bendlerblock da-rauf angesprochen werden, zucken sie allerdings nur mit den Schultern und fragen: Womit?

Derweil läuft die russische Rüstungsproduktion weiterhin auf Hochtouren. Jedes Jahr gelingt es Russland, um die 150 000 Soldaten für den Wiederaufbau seiner Landstreitkräfte zu rekrutieren und auszurüsten. Dank der Unterstützung Chi-nas und Indiens kann die russische Rüstungsindustrie selbst Entwicklungen im Bereich der Hochtechnologie vorantreiben. Dies betrifft vor allem den Bau neuer Fregatten sowie neuer Kampfflugzeuge. Auf diese immensen Rüstungsanstrengungen angesprochen, entgegnet der neue russische Präsident Obman-tschikow in der Regel, dass es seinem Land, das selbstverständ-lich keinerlei aggressive Absichten gegenüber irgendwelchen Ländern hege, erlaubt sein müsse, seine Armee zur Landesver-teidigung wieder aufzubauen.

Verteidigungsplaner in ganz Europa äußern die Befürch-tung, die europäischen Streitkräfte würden im Falle eines um-fassenden Konfliktes mit Russland so viele Fähigkeitslücken aufweisen, dass man das NATO-Territorium nur unter erheb-lichen Verlusten verteidigen könne. Zugleich weisen sie darauf hin, dass die offen zutage liegenden Schwächen der Allianz hochgefährlich seien. Denn aus russischer Perspektive würden sie die Erfolgsaussichten eines begrenzten militärischen Vorge-hens gegen ein NATO-Mitgliedsland steigern.
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Allerdings werden diese kritischen Stimmen, die zumeist aus dem Militär kommen, von politisch Verantwortlichen mehr oder minder scharf zurückgewiesen. Im Allgemeinen lautet die Sprachregelung, dass man weiterhin mit Hochdruck an der Abschreckungsfähigkeit der Allianz und ihrer Mitglieder arbeite und dass – wenn überhaupt – die russischen Streitkräfte noch vier bis sechs Jahre brauchen würden, um rekonstituiert zu sein. Aber man hört auch aus Regierungskreisen immer wieder, dass man zudem schauen müsse, ob der neue russische Präsident nicht vielleicht doch ein moderater Mann sei, mit dem man auf lange Sicht wieder an vergangene Zeiten anknüp-fen könne.

Die schwächer werdende Bereitschaft, die vollmundigen Ankündigungen der Jahre 2022 und 2023 in die Tat umzuset-zen, wird durch die in den meisten NATO-Mitgliedsstaaten stagnierende Wirtschaft noch bestärkt. Nirgendwo ist es der Bevölkerung zu vermitteln, jetzt noch mehr für die Verteidi-gung auszugeben und dafür im Sozialbereich, bei der Rente oder der Pflege Einsparungen vorzunehmen. Lediglich in den mittel- und osteuropäischen Staaten sowie im Baltikum ist die Bedrohungswahrnehmung unverändert hoch. Man traut der Charme-Offensive des neuen russischen Präsidenten nicht, sieht, was in den von Russland annektierten ukrainischen Ter-ritorien passiert, und warnt davor, alte Fehler zu wiederholen. Man laufe sehenden Auges in dieselbe Falle wie vor 2022. Doch die Kassandrarufe verhallen erneut mehr oder weniger unge-hört.
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 Der  Plan

Die Weltöffentlichkeit blickt gespannt und zum Teil auch faszi-niert auf den neuen russischen Präsidenten Obmantschikow, und seine diversen Vorschläge zur Entspannung zwischen Ost und West werden in Expertenkreisen, aber auch in der breite-ren Öffentlichkeit intensiv diskutiert. Doch während er in zahl-reichen Ansprachen, Interviews, desgleichen auf Staatsbesuchen den Eindruck zu erwecken sucht, dass nunmehr eine neue Zeit angebrochen sei, trifft sich in Russland in seinem Auftrag eine kleine Gruppe von Männern, um über die zukünftige russische Sicherheitsstrategie zu beraten.

Teil dieser kleinen Gruppe sind der Leiter der Präsidial-verwaltung, ein ehemaliger General und enger Vertrauter Ob-mantschikows; der neuernannte russische Generalsstabchef, ein Ukraine-Veteran; die Leiter des Militärgeheimdienstes (GRU) und des Inlandsgeheimdienstes (FSB) sowie Igor Palat-schow, ein enger Vertrauter Putins und Inhaber eines privaten Sicherheitsdienstes, der weltweit verdeckte Operationen für den russischen Staat durchführt. Ihre Aufgabe, so formuliert es der Präsident auf ihrer ersten Sitzung, sei es, nach Wegen und Möglichkeiten zu suchen, die Politik Wladimir Putins weiter-zuverfolgen. Zwar könne man es sich nicht leisten, noch einmal drei Jahre oder länger in einer Kriegswirtschaft zu verharren, aber es sei unumgänglich, dass Russland seinen Einfluss in seinem unmittelbaren Vorfeld ausweite, um seinen Anspruch auf Augenhöhe mit den USA, aber auch mit China, zu unter-mauern.

Was die Männer, die dem Präsidenten zuhören, am meisten 
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überrascht, ist die Bemerkung zur Augenhöhe gegenüber China. Denn eigentlich ist Russland seit dem Krieg gegen die Ukraine zum Juniorpartner der aufstrebenden asiatischen Supermacht degradiert worden. In offiziellen Kommuniqués wird zwar immer von der unverbrüchlichen Freundschaft zwischen beiden Ländern geredet, die Realität sieht jedoch an-ders aus. Aufgrund der Sanktionen, die der russischen Wirt-schaft schweren Schaden zugefügt haben, ist Russland nach wie vor stark von Importen aus China abhängig, und chinesische Firmen füllen die Lücke, die der Abzug westlicher Unterneh-men in Russland hinterlassen hat. Zwar sind die jahrelangen Verhandlungen über die «Power of Siberia-2»-Gaspipeline, die dazu dienen soll, russisches Gas nach China zu transportieren, inzwischen erfolgreich abgeschlossen. Doch haben sich die Chinesen mit ihren Preisvorstellungen durchgesetzt, und Russ-land sieht sich seitdem zähneknirschend gezwungen, dem gro-ßen Bruder in Peking sein Gas zu relativ niedrigen Preisen zu liefern. Die Rede von Russland als der billigen Tankstelle Chi-nas macht auch in Russland allerorten die Runde.

Die Herausforderung, vor der die geheim tagende, illustre Runde steht, ist, eine Strategie zu finden, die nicht unmittelbar in einer offenen Konfrontation mit der NATO endet. «Denn», so der Generalstabschef auf einem späteren Treffen ohne den Präsidenten, «wir sind zwar mit der Rekonstitution der eige-nen Streitkräfte gut vorangekommen, aber mit Blick auf die konventionellen Fähigkeiten sind wir der NATO noch immer in vielen Bereichen unterlegen. Wir dürfen nicht riskieren, dass die Allianz in die Lage kommt, sofort und entschieden zu regieren.»
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«Aus meiner Sicht», so argumentiert der Chef des GRU, «ist der Westen in mehrfacher Hinsicht schwach. Zum einen sind seine Bemühungen zur Aus- und Aufrüstung der eigenen Streitkräfte erheblich ins Stocken geraten. Zum anderen scheint es nicht so, als ob die politischen Eliten oder die Gesellschaften bereit wären, nach den drei Jahren der Unterstützung für die Ukraine noch einmal einen hohen Preis zu zahlen, selbst für die Verteidigung kleinerer Territorien innerhalb des NATO-Vertragsgebietes. Und schließlich ist die Furcht vor einer nuk-learen Eskalation eines solchen Konfliktes noch immer über-ragend groß, insbesondere in Deutschland. Zwar gilt für die mittel- und osteuropäischen Staaten das Gesagte nicht im selben Maße wie für die ‹alten Europäer› und die USA, aber allein, so unsere Einschätzung, sind diese nicht in der Lage, das Territorium kleinerer europäischer NATO-Staaten über einen langen Zeitraum hinweg zu verteidigen.»

Palatschow fügt hinzu: «Es würde ja politisch ausreichen, dem Westen seine eigene Handlungsunfähigkeit vor Augen zu führen, damit die NATO als Allianz einen erheblichen Scha-den erleidet. Wenn das am Ende das Ergebnis unserer Opera-tion ist, meine lieben Freunde, dann haben wir schon viel ge-wonnen.»

Einig sind sich alle darin, dass sie mit einer hochriskanten Aufgabe betraut sind. Man könne sich nicht noch einmal einen solchen Fehler erlauben wie im Vorfeld der Ukraine-Invasion, als man Putin gefälschte Berichte vorlegte, um seinem Wunsch nach einer militärischen Operation zu entsprechen und ihm vorzugaukeln, dass diese in relativ kurzer Zeit beendet werden könne, weil große Teile der ukrainischen Bevölkerung den Ein-
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marsch Russlands als Befreiung empfänden und der Westen so geschwächt und uneinig sei, dass er zu einer harten Reaktion nicht in der Lage sei.

Ein ähnliches Vorgehen wie 2021, so sind sich alle Teilneh-mer des Treffens einig, ist ausgeschlossen. «Wir können nicht», so formuliert es der Generalstabschef stellvertretend für alle Anwesenden, «eine große Militärübung anordnen, die Trup-pen dann nicht aus der Grenzregion zum Baltikum abziehen und politische Forderungen an Washington stellen. Jede grö-ßere russische Truppenbewegung wird von den USA und der NATO, in Erinnerung an 2021, sofort als Wiederholung dieses Szenarios wahrgenommen und mit entsprechenden politischen, militärischen und ökonomischen Gegenmaßnahmen beant-wortet werden.»

Er fährt fort: «Auch ist nicht unmittelbar darauf zu hoffen, dass ein erneutes militärisches Vorgehen unsererseits gegen einen anderen Staat automatisch die Unterstützung unserer wichtigsten Verbündeten, wie China und Indien, erfahren wird, insbesondere dann nicht, wenn sich so ein Konflikt in die Länge zieht.»

Bereits während der Invasion der Ukraine habe Indien nur bedingt auf der Seite Russlands gestanden, und auch das nur, weil es von dem Ölembargo profitierte. Und Peking habe sich damals zunehmend verärgert darüber gezeigt, dass es Russland nicht gelang, den Feldzug schneller und entschiedener zu sei-nen Gunsten zu beenden.

«Ein weiterer Aspekt, den es zu berücksichtigen gilt», so er-gänzt der Leiter des FSB, «ist die Stimmung in unserer Bevöl-kerung. Nicht dass ich eine ernsthafte Opposition gegen eine 
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erneute militärische Kampagne befürchte, dafür haben wir die Überwachung der Opposition in den letzten Jahren zu lücken-los ausgebaut, aber es ist diesmal notwendig, die Bevölkerung mental auf die Notwendigkeit einer solchen Operation zum Wohle des Vaterlandes vorzubereiten.»

«Die Frage ist also», so bindet Palatschow die Diskussion vorläufig ab, «wie können wir unter solchen Bedingungen eine Kampagne entwickeln, die nicht in einer massiven russischen Niederlage oder gar im Dritten Weltkrieg enden wird.»

Die allgemeine Ratlosigkeit, die in der Runde herrscht, wird vom Leiter der Präsidialverwaltung durchbrochen, der, sich an seine Generalstabsausbildung erinnernd, die Runde mit fol-gendem Vorschlag überrascht: «Warum», so fragt er, «nehmen wir uns nicht die Remilitarisierung des Rheinlandes als Vor-bild?»

«Die Remilitarisierung des Rheinlandes?», fragt Palatschow erstaunt. «Was meinen Sie damit?»

Der ehemalige General schaut in die Runde, und man sieht ihm an, dass er es genießt, den anderen eine kleine historische Lektion zu erteilen. «Das Rheinland war», so beginnt er seine Ausführungen, «laut dem Versailler Vertrag von 1918 demilita-risiert. Vor allem die Franzosen befürchteten, dass von einer Präsenz deutscher Truppen im Rheinland eine Gefahr für ihre Sicherheit ausgehen würde. Am 7. März 1936 marschierten ca. 30 000 Soldaten der Wehrmacht dennoch über die Rhein-brücken in das Rheinland ein, um es zu besetzen. Als Grund gab Hitler den im Februar geschlossenen französisch-sowjeti-schen Beistandsvertrag an. Die Strategie der Nazis war es, sich bei etwaigem Widerstand gegen die Remilitarisierung sofort 
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wieder zurückzuziehen, beim Ausbleiben von Widerstand aber im Rheinland zu bleiben. Parallel wurde das Vorrücken deut-scher Truppen von einer Friedensrhetorik der Nazis begleitet, deren Kern in der Aussage bestand, dass das nationalsozialisti-sche Deutschland keinerlei aggressive Intentionen gegenüber seinen Nachbarn hege. Überraschenderweise glaubte Großbri-tannien dieser Rhetorik und reagierte ebenso wenig wie Frank-reich auf diesen Einmarsch. Und damit blieb die Wehrmacht im Rheinland.»

«Das Ziel einer russischen Kampagne muss also», so führte er weiter aus, «ein Austesten der Bereitschaft der NATO-Staa-ten sein, auf einen Vorstoß der russischen Streitkräfte zu re-agieren. Begleitet werden muss eine solche Kampagne von einer Rhetorik, die von Beginn an klarstellt, dass es bei dem Vorstoß der russischen Truppen lediglich um ein begrenztes Gebiet geht und wir keinerlei darüber hinausgehende Ambitio-nen haben. Sollte es, wider Erwarten, eine schnelle Reaktion der NATO geben, können wir die Operation abbrechen und uns in kürzester Zeit aus dem eroberten Territorium gesichts-wahrend zurückziehen.»

«Zugleich», so fährt er in seinen Ausführungen fort, «muss Russland das Überraschungsmoment nutzen. Wir können nicht einerseits darauf warten, dass die russischen Streitkräfte vollends rekonstituiert sind, da dies den NATO-Staaten ihrer-seits Zeit gibt, ihre Fähigkeitslücken zu schließen. Im Fall einer unwahrscheinlichen, aber nicht auszuschließenden geeinten NATO-Antwort auf ein russisches Vorgehen würden wir sofort ins Hintertreffen geraten. Und andererseits müssen wir eine Situation schaffen, in der einzelne NATO-Staaten, allen voran 
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die USA, vom eigentlichen Konfliktgeschehen temporär abge-lenkt sind.»

Diese Strategie erscheint allen Anwesenden unmittelbar als einleuchtend. Man geht auseinander mit der Vereinbarung, entlang dieser Parameter an einer konkreten Strategie zu arbei-ten und sich zur detaillierten Abstimmung nochmals zu tref-fen. Ebenso wird vereinbart, dass der Kreis jener, die in diese Beratungen eingeweiht werden, sehr klein bleiben müsse und dass dem Präsidenten erst ein unter allen abgestimmter Plan vorgelegt werden solle. Der Leiter der Präsidialverwaltung ver-sprach den Anwesenden, den Präsidenten in Grundzügen über das Treffen zu informieren, allerdings ohne auf die spezifischen Details einzugehen.
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 Kidal, Mali, 2. Februar 2028: Das Spiel beginnt

Es ist ein kühler Abend, nicht so schwül wie sonst, als sich Anaya auf den Weg nach Hause macht. Sie hat nach der Arbeit noch Besorgungen erledigt und befindet sich nun auf dem Rückweg zu ihrer Familie. Ihr Zuhause liegt in einem Vorort von Kidal im Norden Malis, einer Stadt, die in den letzten Jahren viel durchgemacht hat. Zuerst war sie eine Hochburg der Dschihadisten, dann wurde sie um 2024 herum von den Truppen der Regierung zurückerobert und unter Kontrolle ge-bracht. Von den einst 25 000 Menschen ist mehr als ein Drittel entweder in den Süden geflohen, mit dem Ziel, die Hauptstadt Bamako im Süden Malis zu erreichen, oder aber direkt ins benachbarte Algerien, wo sie die dortigen Sicherheitskräfte in Auffanglager gesteckt haben. Anaya und ihre Familie sind ge-blieben, wollen ausharren, bis das Grauen des Krieges irgend-wann vielleicht ein Ende nimmt. Seit die Truppen der mali-schen Regierung die Kontrolle über Kidal erlangt haben, ist es ruhiger geworden. Zwar gibt es im Umland weiterhin verein-zelt Kämpfe zwischen Regierungstruppen und Dschihadisten, aber die Massaker, die Gruppen mit Verbindung zu Al Qaida und dem Islamischen Staat in der Vergangenheit an der Zivil-bevölkerung verübt haben, scheinen der Vergangenheit anzu-gehören. All dies hat Anaya, die Angestellte in der Verwaltung von Kidal, in ihrer Entscheidung bestärkt, mit ihrem Mann Abdoulaye sowie ihren drei Kindern in Kidal zu bleiben und nicht, wie viele ihrer Bekannten und teils auch Verwandten, aus der Stadt zu fliehen. Dass irgendwann neben den mali-schen Regierungstruppen auch russischsprechende Männer in 
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Uniformen durch die Straßen der Stadt patrouillierten, haben beide, wie viele Einwohner, zwar zuweilen erstaunt zur Kennt-nis genommen, aber es hat sie bislang auch nicht weiter gestört, weil sie annehmen, dass es ihre Chancen erhöht, in Sicherheit zu leben.

Bis halt zu diesem kühlen Abend, der vieles, nicht nur im Le-ben von Anaya, verändern sollte.

Am Anfang sind es nur die Geräusche der vorbeifahrenden Fahrzeuge, die sie irritieren. Abends ist normalerweise nie so viel Verkehr in ihrem Viertel. Aber sie denkt nicht weiter darü-ber nach, da sie noch viel zu erledigen hat, Dinge des Alltags, zu denen weder sie noch ihr Mann tagsüber kommen. Erst als sie laute Schreie hört, bittet sie ihren Mann, ans Fenster zu ge-hen, um nachzusehen.

Was Abdoulaye sieht, beunruhigt ihn über die Maßen. Große, hinten offene Lkws mit vielen bewaffneten malischen Soldaten und ein paar an ihren Uniformen zu erkennenden russischen Söldnern fahren durch die Straße. Sie halten an, die Soldaten springen ab, dringen in die Häuser ein und treiben mit lautem Gebrüll die Einwohner, Männer, Frauen, Kinder, alt und jung, auf die Straße und zwingen sie unter vorgehaltener Waffe auf die offene Ladefläche der Lkws, die aufgrund ihrer grünen Farbe klar als militärische Fahrzeuge zu erkennen sind. Haus für Haus nehmen sie sich die Straße vor, und wie Ab-doulaye durch einen Blick nach rechts erkennt, wohl auch die Nebenstraße.

«Ich weiß nicht, was gerade passiert», sagt er zu Anaya, «aber ich glaube, wir sollten weg von hier, sofort.»

Sie schaut ihn ungläubig an.
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«Sie holen alle aus ihren Häusern, wir müssen weg, jetzt!»

Anaya ist wie versteinert. Gerade erst war in ihrer Stadt wie-der etwas Ruhe eingekehrt, fanden keine Kämpfe mehr statt. Das darf doch nicht wahr sein!

«Was passiert hier gerade?», rattert es in ihrem Kopf.

Doch während ihr die Gedanken ungeordnet durchs Hirn schießen, spürt sie, wie Abduolayes Hand sie fest am Unter-arm packt und sie hinter sich herzerrt, die Treppen ihres drei-stöckigen Mietshauses herunter. Als sie die Haustür erreichen und hinaustreten, schauen sie in das Licht von Scheinwerfern. Ein Lkw parkt direkt vor ihrer Tür. In dem gleißenden Licht erkennen sie schemenhaft die Mündungen halbautomatischer Maschinenpistolen, die auf sie gerichtet sind. Im Hintergrund gellt wildes Geschrei.

Nach stundelanger Fahrt auf der Ladefläche, eingepfercht wie bei einem Schweinetransport, kommt der Lkw zum Stehen. Von draußen dringt ein Stimmenwirrwar nach innen. Man kann so gut wie nichts verstehen. Ein paar Fetzen Arabisch, ein paar Fetzen einer für sie fremden Sprache, aber auch Laute, die europäisch klingen. Auf der Ladefläche ist es stickig. Es stinkt nach Schweiß, Urin und Kot. Anaya hat jedes Zeitgefühl verlo-ren. Ob sie acht oder 15 Stunden unterwegs waren? Sie kann es nicht sagen. In der Masse der Leiber, die eng eingepfercht sind, hat sie mal gedöst und mal ist sie wach gewesen. Aber immer voller Angst, was passieren würde. Abdoulaye hat die ganze Zeit neben ihr gekauert, er ist ihr aber weder Hilfe noch Stütze, da seine Angst noch stärker zu spüren ist und auch auf Anayas Stimmung abfärbt.

Anaya fragt sich, warum der Lkw angehalten hat. Werden sie 
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in die Hände anderer Menschen übergeben, vielleicht gar mau-retanischer Sklavenhändler? Daheim in Mali hat sie immer wieder davon gehört, dass Menschen verschleppt werden, um in Mauretanien als Sklaven zu arbeiten. Oder geht es hier um . die Sklavenmärkte des Islamischen Staates, die noch immer existieren, und auf denen Frauen, aber auch Männer, an die dschihadistischen Terroristen verkauft werden?

Nach gefühlt endlosem Ausharren wird plötzlich die Plane hochgerissen. Taschenlampen leuchten in den Wagen hinein, so dass sie die Personen, die vor dem Lkw stehen, nicht deut-lich erkennen kann. Sie hört nur die Schreie: «out, out, out!» und «go, go, go!». Als sie aus dem Lkw springt, gewöhnen sich ihre Augen langsam an die Dunkelheit und sie realisiert, dass sie irgendwo mitten in der Wüste gelandet sind. Sie sieht Hun-derte von Menschen aus zahlreichen weiteren Lkws springen. Männer, die teilweise in Uniform sind, teilweise auch nicht, treiben sie mit vorgehaltener Waffe zusammen. Es müssen um die 300 bis 400 sein, so schätzt sie, die hier versammelt werden. Wozu, das ist ihr weiterhin nicht klar. Neben die Furcht vor der Sklaverei tritt nun die Angst, erschossen zu werden.

Ein etwas dicklicher Mann in Militäruniform, erkennbar kein Afrikaner oder Araber, tritt vor die Menge. Neben ihm ein etwas hagerer Mann afrikanischer Abstammung und in ziviler Kleidung, der ihm als Übersetzer dient.

«Von hier an», sagt der dickliche Mann, «werden wir euch an die Küste führen, wo ihr in Boote steigen werdet, um nach Europa zu kommen. Wer sich dagegen wehrt, kriegt auf der Stelle Konsequenzen zu spüren.»

Damit dreht sich der dickliche Mann zu den hinter ihm 
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stehenden bewaffneten Soldaten um und gibt irgendein Kom-mando, worauf diese näher auf die Zusammengetriebenen zu-treten und die Masse mit gellenden Stimmen auffordern, sich in Bewegung zu setzen.

Der Marsch ist nicht lang. Nach etwas mehr als einem Tag kann man den Salzgeruch des Meeres bereits in der Nase spü-ren. Es ist aber kein Hafen, sondern ein einfacher Strand, an den sie getrieben werden. Dort müssen sie in schmale Holz-boote steigen, die sie zu etwas größeren Schiffen auf hoher See bringen, auf die sie nun verladen werden. Die Besatzung dieser Schiffe ist arabischstämmig, und es sind mehrere Schiffe, die vor der Küste vor Anker liegen. Auf den Schiffen angekommen, wird Anaya mit ihrer Familie und den meisten anderen Ver-schleppten im unteren Deck zusammengepfercht. Einige we-nige, für die im Rumpf des Schiffes kein Platz ist, bleiben auf dem Oberdeck. Und dann stechen die Schiffe in See.
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 Brüssel, 5. Februar 2028: Der Köder wird geschluckt

Die neuerliche Flüchtlingswelle, die von der südlichen Seite des Mittelmeerraumes auf Europa zurollt, bleibt nicht lange unbemerkt. Täglich gelangen bis zu 500 Menschen entweder nach Malta oder auf eine der kanarischen Inseln. Es ist eine Ausweichroute, denn die Insel Lampedusa ist von der italie-nischen Marine und Polizei mittlerweile zu gut geschützt.

Zugleich berichten diverse Nachrichtendienste, ihre Quellen im Mittleren und Nahen Osten würden erneut beobachten, wie russische und weißrussische Botschaften massenhaft Visa an Syrer, Afghanen, Iraker und Sudanesen ausgeben  – und dass diese für relativ geringe Summen Tickets für Flüge nach Moskau und Minsk erhalten. Die Erinnerungen an 2020, als Belarus versuchte, mehrere Tausend Flüchtlinge nach Polen einzuschleusen, werden wach.

Das Gefühl, sofort handeln zu müssen, ist im Rat der Au-ßenminister omnipräsent. Auf seiner Dringlichkeitssitzung am 5. Februar 2028 wird die Entsendung einer schnellen Eingreif-truppe und der verstärkte Einsatz von FRONTEX, der euro-päischen Grenzschutzpolizei, beschlossen. Neben Frankreich, Italien und Spanien sagt auch die Bundesrepublik zwei Fregat-ten für die schnelle Eingreiftruppe MEDMARFOR zu, um der illegalen Migration im Mittelmeer Herr zu werden.

Skeptiker im Bundesverteidigungsministerium weisen dar-auf hin, dass ein Einsatz der Fregatten den Schutz der Ostsee gefährlich schwächt. Die deutsche Marine könne ohne sie ihre Aufgaben im Rahmen der Verteidigungspläne der NATO nicht erfüllen. Doch diese Mahnungen werden seitens der Politik ig-
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noriert. Gerade erst ist in Deutschland die Zahl der Flüchtlinge massiv zurückgegangen, da seit kurzem konsequent zurückge-führt wird, in die Ukraine, aber auch nach Syrien, wo sich nach dem Sturz Assads eine Regierung gebildet hat, die zwar isla-mistisch ist, aber die rudimentären Menschenrechte achtet. In dieser Lage will niemand riskieren, dass die Zahlen wieder hochschnellen, da dies nur die rechtsextremen und linkspopu-listischen Ränder in Deutschland stärken würde. Von daher, so argumentiert die deutsche Politik, sei es aus innen- wie außen-politischen Gründen alternativlos, sich an dieser Mission zu beteiligen.
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 Südchinesisches Meer, 28. Februar 2028:  Hilfe vom Verbündeten

Die Spannungen zwischen den Philippinen und China befin-den sich Ende Februar auf einem neuen Höhepunkt. Der Streit geht um das Woody Riff, ein aufgrund der in seiner Umgebung vermuteten substantiellen Öl-, Gas- und Seltene-Erden-Vor-kommen umstrittenes Gebiet im südchinesischen Meer. Als die Philippinen in Folge eines Taifuns ihre kleine provisorische Garnison auf dem Riff temporär räumen müssen, verfrachtet China postwendend konventionelle Streitkräfte auf das Riff und stationiert dort autonome Unterwassersysteme zur Kon-trolle der Umgebung. Auf den von der NSA den Philippinen zur Verfügung gestellten Satellitenbildern ist zudem zu sehen, dass China ein Dutzend Soldaten sowie Bauarbeiter auf das Riff bringt und im Begriff ist, ein Radarsystem zu installieren.

Als Reaktion auf das chinesische Vorgehen entsenden die Philippinen ihre Küstenwache mit einem Patrouillenboot zu dem Riff, welches die eigenen Ansprüche unterstreichen und die territoriale Kontrolle wiederherstellen soll. China aber hat bereits eine exklusive nautische Zone um das Riff etabliert.

Begleitet wird die chinesische Landnahme des Riffs durch eine aggressive Social-Media-Kampagne. Tausende von Fake Accounts unterstützen die offiziellen chinesischen Propagan-dakanäle darin zu argumentieren, dass das Riff historisch zu China gehöre und das Entsenden chinesischer Soldaten sowie die Etablierung einer exklusiven nautischen Zone eine rein de-fensive Maßnahme gegen die seit langer Zeit zu beobachtende illegale Einflussnahme der Philippinen in der Region sei. Diese 
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aggressive Kampagne, der die philippinische Diplomatie wenig entgegenzusetzen hat, bleibt in verschiedenen südasiatischen Staaten nicht ohne Wirkung. Ist die Stimmung in den ersten Tagen noch sehr stark pro-philippinisch, so kippt sie mit jedem Tag, der vergeht, immer mehr in Richtung eines größeren Ver-ständnisses für die chinesischen Maßnahmen.

Die Philippinen fordern in ihrer Not von ihrem wichtigsten Verbündeten, den USA, militärische und diplomatische Unter-stützung ein. Obwohl es im Weißen Haus wenig Bereitschaft gibt, wegen eines Riffs im südchinesischen Meer eine direkte militärische Konfrontation mit China zu riskieren, fühlt man sich in Washington erstens durch das bilaterale Verteidigungs-abkommen verpflichtet, irgendwie zu reagieren, und sieht zwei-tens die Gefahr eines Dammbruches, sollten die Chinesen mit dieser Provokation durchkommen. In den Beratungen, die der amerikanische Präsident mit seinem nationalen Sicherheits-berater abhält, herrscht jedoch zunächst Uneinigkeit darüber, ob die Reaktion auf die chinesische Besetzung des Riffs von Be-ginn an hart oder zunächst eher verhalten ausfallen soll. Über-einstimmung besteht aber darin, eine Flugzeugträgergruppe, die USS George Washington, in die internationalen Gewässer zu entsenden und über den amerikanischen Botschafter in Peking bei den chinesischen Regierungsstellen Protest einzu-legen.

Weitere Maßnahmen, die diskutiert werden, umfassen offen-sive Cyber-Operationen, um Chinas Logistik und Kommuni-kation zu stören, sowie die Entsendung von Unterwasserdroh-nen mit Sensoren, um die chinesischen Unterwasseraktivitäten zu beobachten. Gegen ein aggressiveres Vorgehen spricht aber 

49

die Befürchtung, dass China sich dann verleitet sehen könnte, weiter zu eskalieren und Taiwan zu bedrohen. Ein solches Vor-gehen, so die Bedenkenträger innerhalb des NSC, könnte die Situation unkontrollierbar eskalieren lassen. Angesichts der Tatsache, dass es sich bei China um die drittgrößte Nuklear-macht der Welt handele, sei von solch einem Vorgehen abzu-raten.

Während man im Weißen Haus noch nach einer angemesse-nen Strategie sucht, eskaliert die Situation am Woody Riff. Bei dem Versuch der philippinischen Marine, die territorialen Ansprüche des Inselstaates durchzusetzen, wird ein Boot der Küstenwache von einem chinesischen Schiff mit einer Wasser-kanone beschossen und manövrierunfähig gemacht und ein anderes, welches in die frisch ausgerufene exklusive nautische Zone Chinas eindringt, von einem chinesischen Küstenboot so stark gerammt, dass es sinkt. Alle an Bord befindlichen philip-pinischen Seeleute und Soldaten können allerdings gerettet werden.

In den sozialen Medien tobt derweil die virtuelle Kommuni-kationsschlacht und treibt die nationalistischen Wogen in bei-den Ländern hoch. Vor allem ein Deep-fake-Video des philip-pinischen Verteidigungsministers, in welchem er den Chinesen eine massive Vergeltung für das Versenken des Patrouillenboo-tes androht, heizt die Gemüter auf beiden Seiten an.

Die Regionalorganisation ASEAN, die von den Philippinen im Rahmen einer Dringlichkeitssitzung zur Vermittlung des Konfliktes angerufen wird, erweist sich als unfähig, eine ein-deutige Stellungnahme abzugeben. Zu stark ist der Einfluss Chinas auf Staaten wie Kambodscha oder Laos, als dass sich 
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diese gegen China stellen würden, und andere südostasiatische Staaten, wie Malaysia und Myanmar, ziehen es vor, in diesem Konflikt keinerlei Position zu beziehen.

Alle Appelle der Philippinen an die chinesische Seite, den Konflikt mittels Diplomatie beizulegen, verhallen ungehört. Im Gegenteil: China erhöht den Druck. In seinen Bemühungen, die USA aus dem Konflikt herauszuhalten, treibt es die Befes-tigung des Woody Riffs voran und entsendet unter dem Vor-wand einer militärischen Übung zwei Nuklear-U-Boote in die Straße von Taiwan.

Die  USA regieren auf diese Eskalation mit einer Doppel-strategie. Über ihren Botschafter bei den Vereinten Nationen, etablieren sie einen geheimen Gesprächskanal mit der chinesi-schen Partei- und Staatsführung, über den sie die philippini-sche Regierung noch nicht einmal informieren, geschweige denn, dass sie sie beteiligen. Und gleichzeitig entsenden sie eine zweite Flugzeugträgergruppe in die internationalen Ge-wässer. Zwar lautet die Sprachregelung des Weißen Hauses, dass man angesichts der eskalierenden chinesischen Aggres-sion keinerlei Optionen ausschließe, aber die Bereitschaft, den Konflikt durch Geheimgespräche und ohne die Beteiligung der Philippinen beizulegen, wird von Peking als Signal der Schwä-che interpretiert. Für ein Riff, so die Auffassung der chinesi-schen Staats- und Parteiführung, seien die USA nicht bereit, in den Krieg zu ziehen.

In Russland wird die Krise im südchinesischen Meer freudig begrüßt. Man hat zwar den chinesischen Verbündeten in Ge-sprächen darum gebeten, für Ablenkung zu sorgen, um die Aufmerksamkeit von der Ostflanke der NATO abzulenken. 
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Dass China aber so weit gehen würde, seine eigenen Interessen im Rahmen der Straße von Taiwan zum Gegenstand dieser Ablenkung zu machen, wie mit der Entsendung der Nuklear-U-Boote geschehen, ist mehr, als man sich hat träumen lassen.
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 Seattle, 26. März 2028: Die Nachricht

Es ist gegen 18:00 Uhr Ortszeit am 26. März 2028 (27. März, 3:00 Uhr morgens MEZ), als der amerikanische Präsident, der sich auf der Jahresversammlung der amerikanischen Elektri-zitätsanbieter in einem Tagungshotel in Seattle befindet, von seinem persönlichen Assistenten das Kryptohandy gereicht be-kommt. «Mister President, der Direktor der CIA.» Sofort zieht er sich in einen hinteren Winkel des Foyers zurück, umringt von seinen Beratern, um das Gespräch zu führen.

«Was ist so dringend, dass sie mich auf dieser Leitung an-rufen?», fragt er.

«Mister President, wir haben Satellitenaufnahmen und auch visuelle Bestätigung vor Ort, dass sich kleinere russische Ver-bände auf dem Weg nach Narwa befinden sowie einige Schnell-boote den Fluss überqueren. Auch haben wir Funksprüche der baltischen Flotte abgefangen, die von einer mittelgroßen Ope-ration sprechen, die in Bälde beginnen soll. Unsere Analysten sind sich jedoch nicht sicher, mit welchem Ziel und aus welcher Richtung.»

«Sind der Verteidigungsminister und der Außenminister be-reits informiert?»

«Nein, Sir», antwortet der CIA-Direktor.

«Dann informieren sie beide umgehend», lautet der kurz gehaltene Befehl des Präsidenten.

Nachdem er das Handy weggelegt hat, wendet er sich einem seiner Mitarbeiter zu und sagt knapp: «Ich muss mit dem deut-schen Bundeskanzler, dem britischen Premier, dem französi-schen Präsidenten und dem NATO-Generalsekretär telefonie-
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ren. Stellen Sie mir umgehend eine gesicherte Verbindung her. Vorher jedoch brauche ich eine gesicherte Videokonferenz mit dem Außenminister, dem Verteidigungsminister, dem Joint Chief of Staff, dem Nationalen Sicherheitsberater und dem CIA-Direktor.»

Es dauert einige Zeit, bis der Präsident seine Besprechung mit seinem engsten Sicherheitsteam beginnen kann. Zunächst müssen sie alle in abhörsichere Räume gebracht werden, was sich beim Außenminister etwas schwierig gestaltet, da er sich zu einem Staatsbesuch in Chile aufhält und der einzige abhör-sichere Raum, dem die CIA vertraut, sich in der US-Botschaft in Santiago befindet.

Der Präsident beginnt die Besprechung, indem er die Er-kenntnisse der CIA wiedergibt, die inzwischen alle anderen auch erhalten haben. Danach stellt er den Anwesenden die Frage, wie deren Einschätzung der Lage sei.

Als erstes erteilt er seinem Nationalen Sicherheitsberater das Wort. Dieser räuspert sich und beginnt: «Wir haben es hier sehr wahrscheinlich mit einem begrenzten Angriff Russlands auf einen NATO-Mitgliedsstaat zu tun. Nichts deutet momen-tan darauf hin, dass es größere Truppenzusammenziehungen gibt, die auf eine umfangreiche Invasion schließen lassen. Allerdings», so ergänzt er, «wissen wir nicht, welche Überra-schungen Russland noch bereithält. Insofern sind die nächsten Stunden kritisch.»

«Welche Optionen haben wir?», fragt der Präsident seinen Verteidigungsminister.

«Wir haben ungefähr 700 Mann in Estland, die wir zur Rück-eroberung einsetzen könnten. Zusammen mit den 1700 NATO-
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Soldaten dürfte uns das gelingen, wenn Russland nicht massiv Truppen nachschiebt und vor allem nicht seine Luftwaffe und seine Raketen gegen uns einsetzt.»

«Wenn wir das machen würden, Mr. President», schaltet sich der Joint Chief of Staff ungefragt in die Unterhaltung ein, «dann wäre das eine direkte militärische Konfrontation zwischen der NATO und Russland.»

«Wir müssten dann», so führt er weiter aus, «entweder di-rekt mit unseren Marschflugkörpern Ziele in Russland zer-stören, um eine Massierung von weiteren russischen Truppen-teilen zu verhindern, oder aber Russland könnte seinerseits ballistische Raketen auf Ziele in Europa abfeuern.»

«Wir wären in einem Krieg mit Russland? In einem Dritten Weltkrieg also?», hakt der Präsident nach.

«Ja, Sir», erwidert der oberste US-Militär, und alle auf dem Bildschirm Anwesenden nicken.

«Aber wenn wir gar nichts machen, Mr. President», mischt sich der Außenminister ein, «dann stehen wir als Verlierer dar. Die Glaubwürdigkeit Amerikas würde in den Augen unserer Verbündeten, nicht nur in Europa, sondern auch in Asien, sin-ken, und es würde die Achse der Revisionisten stärken.»

Der Außenminister hat in seinen letzten Reden immer wie-der den Begriff «Achse der Revisionisten» benutzt, wenn er von der Verbindung zwischen Staaten wie Russland, China, Nord-korea und dem Iran sprach, denen er vorwarf, die von den USA dominierte internationale Ordnung zerstören zu wollen.

«Welche Optionen bleiben uns denn, unterhalb der Ebene einer direkten militärischen Reaktion?», blickt der Präsident fragend in die virtuelle Runde.
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«Wenige», erwidert der Nationale Sicherheitsberater.

«Aber welche, will ich wissen?», lautet die sichtlich genervte Rückfrage.

«Nun ja», reißt sich der Getadelte zusammen. «Wir könnten die zweite Flotte in den Ostseeraum verlegen sowie die Streit-kräfte in erhöhte Alarmbereitschaft versetzen, um den Russen zu signalisieren, dass wir auf alles vorbereitet sind.»

«Um aber zu vermeiden, dass Russland das alles als Vor-bereitung zu einem umfassenden Angriff sieht», setzt der CIA-Chef umgehend nach, «müssen wir mit den Russen kom-munizieren. Nichts ist in solch einer Situation gefährlicher als Fehlwahrnehmungen.»

«Ich soll Obmantschikow anrufen? Ich habe ihn noch nicht einmal persönlich getroffen», fragt der Präsident verwundert in die Runde.

«Nein, Sir, Sie müssen es nicht persönlich machen, zumin-dest jetzt noch nicht», erwidert der Sicherheitsberater. «Es reicht, wenn wir es zunächst über andere Kanäle versuchen. Erst wenn dies keinen Erfolg hat, dann denke ich, dass Sie, Sir, den Hörer in die Hand nehmen müssen.»

Der Präsident beendet die Video-Konferenz mit dem Auf-trag, die diskutierten Optionen von den Streitkräften ausarbei-ten zu lassen und sie dann, bevor sie implementiert werden, durch die Nutzung direkter Kommunikationskanäle in Rich-tung Moskau «abzufedern».

In zwei Stunden bereits ist die nächste Schalte mit den Staats- und Regierungschefs der wichtigsten NATO-Verbündeten so-wie mit dem Generalsekretär der Allianz angesetzt. Die wich-tigste Nachricht, die er ihnen überbringen wird, ist für den 
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Präsidenten klar. Er wird wegen einer estnischen Kleinstadt keinen Dritten Weltkrieg riskieren, sehr wohl ist er aber dazu bereit, Russland militärisch unter Druck zu setzen, seine Trup-pen abzuziehen.
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 Berlin, 27. März 2028, 4:20 Uhr MEZ

Die Nachricht vom russischen Angriff hat sich in Berlin in Windeseile herumgesprochen. Sie ist Hauptgesprächsthema auf allen TV-Kanälen, von denen die meisten schon in den frühen Morgenstunden in Sondersendungen berichten.

Der Bundeskanzler, der die Nacht in einem Hotel in Frank-furt verbringt, wo er am Abend zuvor bei einem großen Kon-gress der Deutschen Bank die Eröffnungsrede gehalten hat, wird um 4:20 Uhr von seinem Kanzleramtsminister aus dem Schlaf geklingelt, der ihm die Nachricht vom russischen An-griff übermittelt. Kurze Zeit später befindet er sich bereits auf dem Weg zum Frankfurter Polizeipräsidium, wo ein Hub-schrauber der Luftwaffe, der ihn zurück nach Berlin bringen soll, auf ihn wartet. Auf dem rund zweistündigen Flug nach Berlin versucht der Bundeskanzler, sich so gut es in einem Hubschrauber eben geht, einen Überblick über die Lage zu ver-schaffen. Die für ihn in Windeseile zusammengestellten Infor-mationsmappen enthalten nicht viel Neues. Und da er am Vor-abend auf einer finanzpolitischen Veranstaltung gesprochen hat, wird er nur von seinem Büroleiter, dem Pressesprecher der Bundesregierung und der Leiterin der Gruppe 43 (Finanzpoli-tik) im Bundeskanzleramt begleitet. Er muss sich also bis zu seiner Ankunft in Berlin gedulden, bevor er auf sicherheits-politische Fachexpertise zurückgreifen kann.

Als der Helikopter um 7:19 Uhr auf dem Hubschrauber-landeplatz des Bundeskanzleramtes eintrifft, wird der Bundes-kanzler von seinem Kanzleramtsminister, dem Sicherheitsbe-rater und dem Generalinspekteur der Bundeswehr in Empfang 
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genommen. Auf den wenigen Metern bis zum Bundeskanzler-amt und dann in den 7. Stock des Hauses, wo das Büro des Bundeskanzlers liegt, versuchen die drei, den Kanzler ins Bild zu setzen. Am wichtigsten ist die Mitteilung, dass in etwa einer Stunde eine Videokonferenz mit den Präsidenten der USA und Frankreichs sowie dem britischen Premier und dem NATO-Generalsekretär geplant ist.

Während der Bundeskanzler in seinem Büro sitzt, umgeben von seinen wichtigsten Mitarbeitern, um über die Lage zu be-raten, setzt sich ca. 600 km westlich von Berlin der Vorstands-vorsitzende des größten deutschen Rüstungskonzerns in seine gepanzerte Limousine, um zum Flughafen zu fahren, von wo er in einem Firmenjet nach Berlin fliegen soll. Der Abteilungs-leiter Ausrüstung im Bundesministerium der Verteidigung hat noch halb in der Nacht die Spitzen der deutschen Rüstungs-industrie gebeten, alles stehen und liegen zu lassen, um zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu einer Besprechung nach Berlin zu kommen. Der Vize-Admiral, der der Abteilung vorsteht, weiß genau, dass es jetzt möglicherweise darum geht, die deut-sche Wirtschaft langfristig auf Kriegsproduktion umzustellen. Aus Sicherheitsgründen besteht er auf persönliche Anwesen-heit und will keine Video- oder Telefonkonferenz durchführen, da er befürchtet, dass diese von ausländischen Geheimdiensten abgehört werden könnte.

Also hat sich der Vorstandsvorsitzende der Firma Ruhr-eisen, der europäisch führende Hersteller von gepanzerten Fahrzeugen sowie Kampfpanzern, umgehend auf den Weg zum Flughafen gemacht. Dort angekommen, besteigt er den 
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bereits auf ihn wartenden Gulfstream G650 Firmenjet. Er zieht sich das Jacket aus, bittet den Steward, ihm einen Kaffee zu bringen, und holt einen Stapel Akten aus seiner Ledertasche, die er auf den kurzen Flug nach Berlin zumindest anschauen will.

Er vertieft sich so in die vor ihm liegenden Papiere, dass er gar nicht bemerkt, wie der Pilot die Motoren anlässt und sich die Maschine nach etwas Wartezeit in Bewegung setzt und in Richtung Startbahn rollt. Mit zunehmender Geschwindigkeit rast die Gulfstream über den Runway, bis der Pilot schließlich die Nase des Flugzeugs durch Betätigung des Höhenruders nach oben zieht.

Als der Top-Manager zu seinem Kaffee greift, der neben den Akten auf der linken Seite steht, nimmt er sich die Zeit, um aus dem ovalen Fenster einen Blick auf dem Himmel über sich zu erheischen. Die Sonne scheint ihm ins Gesicht, so dass er für einen kurzen Moment die Augen zukneifen muss und nicht sieht, wie sich ein längliches Objekt mit rasanter Geschwindig-keit der Maschine nähert.

Das Objekt, eine Stinger-Rakete, trifft die aufsteigende Ma-schine am Triebwerk, und binnen Sekunden wird die Gulf-stream manövrierunfähig. Wie durch eine unsichtbare Hand wird ihr Ansteigen gebremst, und nach einem Moment, in dem es für den Betrachter so aussehen muss, als ob sie in der Luft steht, fällt sie wie ein Stein zu Boden, zerbricht und geht in Flammen auf.

Die Nachricht vom Absturz der Maschine erreicht den Bun-deskanzler in seinen Besprechungen mit den Chefs der Nach-richtendienste. Und obwohl völlig unklar ist, wer hinter dem 
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Anschlag steckt, glauben alle in dem Raum, dass es nur einer gewesen sein kann: der Mann im Kreml.

Der Kanzler steht dem Rüstungsmanager persönlich nah. Sie verbindet eine mehr als zwanzigjährige Freundschaft. Aber Zeit, um der Trauer, um seinen Gefühlen für den «Freund», wenn es so etwas in der Politik überhaupt gibt, freien Lauf zu lassen, hat der Kanzler nicht. Das Telefonat mit den Hinter-bliebenen muss, wenn überhaupt, auf den Abend verschoben werden. Denn jetzt geht es darum, zu beraten, wie man auf den russischen Angriff reagieren kann.
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 In einer abhörsicheren Telefonschalte, 27. März 2028, 8:30 MEZ

Leicht verspätet betritt der deutsche Kanzler den virtuellen Raum, in dem die Präsidenten der USA und Frankreichs sowie der NATO-Generalsekretär bereits warten. Aus irgendwelchen Gründen ist der britische Premierminister noch nicht anwe-send.

Dennoch eröffnet der amerikanische Präsident die Sitzung. Schließlich kann man es sich nicht leisten, Zeit zu verschwen-den.

«Meine Herren, wie Sie alle wissen, haben russische Truppen heute Morgen die estnische Stadt Narwa sowie die vor Estland liegende Insel Hiiumaa eingenommen. Unsere Dienste berich-ten von Truppenbewegungen in Russland hin zur Grenze zum Baltikum. Auch beobachten wir erhöhte Aktivitäten der russi-schen Marine im Hafen von St. Petersburg und in Kaliningrad. Ich habe Sie um dieses Treffen gebeten, weil ich mit Ihnen da-rüber beraten will, wie wir auf diese Entwicklung reagieren können.»

Nach einigen Sekunden des Schweigens meldet sich der französische Präsident zu Wort. «Wir haben eine unübersicht-liche Situation. Wissen wir, was für ein Ziel Russland verfolgt?»

«Nein, unsere Dienste haben darüber keinerlei Informatio-nen», erwidert der amerikanische Präsident, «aber zunächst einmal scheint es, als ob die Bewegungen der russischen Streit-kräfte nicht auf eine weitere Angriffswelle hindeuten. Was wir jedoch nicht ausschließen können, ist, dass Russland eine See-blockade vor der Küste der baltischen Staaten errichtet. Wel-
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che Folgen das hätte, kann uns vielleicht der Generalsekretär sagen.»

«Gern», schaltet sich dieser in die Diskussion ein. Er befin-det sich in seinem geräumigen Brüsseler Büro und hat neben sich den Vorsitzenden des NATO-Militärausschusses sitzen.

«Wenn Russland in den nächsten 24 Stunden eine Seeblo-ckade um die baltischen Staaten errichtet, dann wird es für unsere Tier-1-Truppenteile länger als zehn Tage dauern, bis sie das Baltikum erreichen können.»

«Als Tier-1-Truppen bezeichnet die NATO jene 100 000 Männer und Frauen, die binnen zehn Tagen an die entspre-chenden Orte ins Baltikum verlegt werden sollen, um quasi die erste Verteidigungslinie zu bilden», flüstert der Nationale Si-cherheitsberater dem US-Präsidenten zu.

«Warum glauben Sie, dass ich das nicht weiß?», zischt dieser zurück.

«Diese Truppen», so fährt der Generalsekretär fort, «könn-ten dann nicht mehr zum Teil über die Ostsee ins Baltikum gebracht werden, sondern ausschließlich durch die Suwalki-Lücke, wo sie der beständigen Gefahr von russischen Angrif-fen aus Kaliningrad, aber auch aus Belarus ausgesetzt wären.»

«Die Suwalki-Lücke ist ein schmaler Landkorridor zwischen Kaliningrad und Belarus, durch den allein unsere Truppen direkt von Polen nach Litauen …», der Sicherheitsberater ver-stummt, als ihm der US-Präsident einen wütenden Blick zu-wirft.

«Für uns würde dies bedeuten …», setzt der Generalsekretär gerade an, als plötzlich der britische Premierminister auf dem Bildschirm erscheint.
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«Meine Herren, ich bitte Sie vielmals um Entschuldigung für meine Verspätung», presst dieser leicht außer Atem hervor, «es hat auf unserer Marinebasis in Clyde mehrere Explosionen ge-geben. Zwar ist niemand ums Leben gekommen, aber Teile der Infrastruktur dort wurden erheblich beschädigt. Wie Sie alle wissen, liegen in Clyde unsere nuklear betriebenen U-Boote, und deshalb sah ich es als meine nationale Pflicht an, mich um diese Vorfälle zunächst zu kümmern.»

«Irgendwelche Informationen über die Verursacher, die sie mit uns teilen können?», fragt der Bundeskanzler.

«Nein, keine», antwortet der Premier. «Aber unsere Dienste vermuten Sabotage.»

«Wir sind mit einem hybriden Krieg konfrontiert», schluss-folgert der Kanzler. «Der wird zwar schon länger gegen unsere Staaten und Gesellschaften geführt, nimmt jetzt aber immer schärfere Ausmaße an. In Deutschland wurde vor wenigen Mi-nuten einer unserer wichtigsten Rüstungsmanager bei einem Anschlag getötet. Auch wir wissen momentan noch nichts über die Urheberschaft dieses Anschlages, aber ohne den Ermittlun-gen vorzugreifen, scheint es mir legitim, die Vermutung zu äu-ßern, dass Russland oder ein mit Russland befreundeter Staat hinter dem Anschlag steckt.»

«Vielleicht könnten wir jetzt wieder zu den Äußerungen des Generalsekretärs zurückkehren», mahnt der US-Präsident.

«Gerne», startet dieser einen erneuten Versuch. «Also, sollte Russland eine Seeblockade errichten, wären wir gezwungen unsere Truppen ausschließlich durch die Suwalki-Lücke nach-zuführen, was sie einem erheblichen Risiko aussetzen würde, oder wir müssten die Seeblockade brechen, was bedeuten 
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würde, dass wir uns dann direkt im Krieg mit Russland be-finden.»

«Was könnte denn das Ziel Russlands sein?», fragt der fran-zösische Staatspräsident in die Runde. «Ein Krieg gegen die NATO wohl eher nicht, oder? Seine Bürger in Estland zu schüt-zen? Man muss schon sagen, dass Estland seit Jahren deren Rechte nicht im vollen Umfang berücksichtigt.»

«Egal was das Ziel Russlands sein mag, es hat NATO-Terri-torium angegriffen», erwidert der Kanzler. «So einen Akt der Pro-vokation können wir nicht unbeantwortet lassen. Ich denke …»

«Ich lasse meine Streitkräfte gerade Optionen für eine Ant-wort ausarbeiten», unterbricht ihn der US-Präsident, «die wir, natürlich nach Abstimmung mit Ihnen,»  – der französische Präsident schaut den Bundeskanzler an und grinst spöttisch – «den Russen klar kommunizieren werden.»

«Aber die Esten werden Beratungen auf der Basis von Arti-kel 5 der NATO fordern», schiebt er nach. «Diese werden wir ihnen nicht verweigern können, und wir sollten bis dahin mit einer – wenn möglich – abgestimmten Position in die Beratun-gen gehen. Aber ich sage es an dieser Stelle sehr deutlich: We-gen einer kleinen Stadt in Estland riskiere ich nicht den Dritten Weltkrieg. Wenn wir keine handfesten Indizien dafür haben, dass Obmantschikow noch mehr Territorium einnehmen will, dann werde ich, werden die Vereinigten Staaten, keine Zustim-mung zum Ausrufen des Artikels 5 geben.»

«Ich schlage vor», bindet der amerikanische Präsident die Diskussion ab, «unsere Außen- und Verteidigungsminister so-wie die Nationalen Sicherheitsberater bleiben im Gespräch, um sich weiter zu koordinieren. Aber es muss schnell gehen.»

65

Und damit endet die Sitzung. Als alle Teilnehmer den virtu-ellen Raum verlassen haben, dreht sich der Bundeskanzler zu seinem Sicherheitsberater um und sagt: «Wenn die NATO nicht reagiert, hat Russland gewonnen. Ich hoffe, das ist allen klar.»
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 Moskau, 27. März 2028, 9:00 Uhr MEZ

Die Stimmung ist ernst, aber nicht angespannt, als sich Präsi-dent Obmantschikow am Vormittag mit seinen engsten Ver-trauten im Kreml trifft. Alle Anwesenden wissen, dass ihnen die Überraschung gelungen ist, dass man aber nicht einschät-zen kann, welche Konsequenzen dieser Coup in den nächsten Tagen haben wird.

Obmantschikow eröffnet die Sitzung und wendet sich mit einem Lob an die Anwesenden. «Meine Herren, ich muss Ih-nen an dieser Stelle einmal ein großes Kompliment ausspre-chen. Ihr Plan …», er wendet seinen Kopf in Richtung des Lei-ters der Präsidialverwaltung, «… also, ich war ja zu Beginn ein wenig skeptisch, aber jetzt muss ich sagen, er ist gelungen.»

Applaus brandet auf.

«Nicht nur ist die Überraschung auf unserer Seite, sondern die Verwirrung ist enorm. Alle sind aufgeschreckt, aber nie-mand weiß, was wir vorhaben. Und das erschwert die Reaktion der imperialistischen Kräfte. Jetzt ist es notwendig, die nächs-ten Schritte sorgfältig abzuwägen. Denn es gilt, unsere Ziele, die Neuordnung der europäischen Sicherheitsarchitektur, aber auch die Vermeidung einer vollumfänglichen Konfrontation mit den USA und ihren NATO-Vasallen sorgfältig auszubalan-cieren.»

Zustimmendes Nicken allerorten.

«Ich habe», so führt der Präsident weiter aus, «aus diesem Grund gestern mit Präsident Xi telefoniert, mich für die wert-volle Hilfe bedankt, die einen Teil der US-Streitkräfte in Asien gebunden hat, und ihm versichert, dass wir nicht gedenken, 
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seine Hilfe noch weiter in Anspruch zu nehmen. Er stimmte mir zu, dass die russisch-chinesische Freundschaft unver-brüchlich sei und wir dem gemeinsamen Ziel eines friedlichen und für alle Völker gerechten Systems immer näher rücken.»

Dann legt Obmantschikow eine Pause ein, schaut in die Runde der Anwesenden, und nach ein paar Sekunden fragt er mit leiser, aber sehr bestimmter Stimme: «Wie gehen wir wei-ter vor, welche Möglichkeiten haben wir?»

«Kontrolle und Eskalation zugleich sollten die Prinzipien unseres weiteren Vorgehens sein.» Der Leiter des Militärge-heimdienstes bricht als Erster das konzentrierte Schweigen.

Und da er bemerkt, dass einige der Anwesenden nicht gänz-lich begreifen, was er damit meint, fügt er hinzu: «Wir sind uns alle darin einig, dass wir uns momentan keinen großen Kon-flikt gegen die NATO leisten können. Dafür sind unsere Streit-kräfte nach der glorreichen Spezialoperation noch nicht bereit. Aber dies ist natürlich keine Information, die wir dem Gegner geben sollten. Er sollte besser das Gegenteil glauben. Mir geht es also um Folgendes: Um den großen Konflikt nicht eingehen zu müssen, sollten wir den Gegner wissen lassen, dass unsere Ziele begrenzt sind. Dass wir nicht vorhaben, die NATO als solche herauszufordern. Um aber zu vermeiden, dass er unsere Schwäche durchschaut und daher nicht nachgibt, brauchen wir zugleich eine Strategie, die ihn unter Druck setzt, die ihn glau-ben lässt, dass wir, wenn er diese Auseinandersetzung will, uns vor dieser nicht scheuen, also Kontrolle und Eskalation, oder präziser: Eskalation um der Kontrolle willen.»

«Das mag ja schön klingen, aber wenn Sie weiter eskalieren, können Sie auch ganz schnell die Kontrolle verlieren», mäkelt 
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der Leiter des FSB, der sich ärgert, dass er selbst nicht den ers-ten Vorschlag gemacht hat. «Die beiden Punkte widersprechen sich doch im Grunde.»

«Eben nicht», lautet die leicht amüsierte Antwort. «Es geht hier um Psychologie. Wenn wir nur kommunizieren, dass unsere Ziele begrenzt sind, wittert der Westen Schwäche. Was, wenn er zum Gegenschlag ansetzt? Die NATO hat Truppen in Estland. Was, wenn sie unsere Soldaten wieder hinauswerfen? Der Westen wird nachgeben, wenn er glaubt, dass ein Gegen-schlag nur um den Preis des Dritten Weltkrieges zu haben ist, dass es aber gleichzeitig eine Möglichkeit gibt, ihn zu vermei-den, weil unsere Ziele begrenzt sind. Denn um den Weltkrieg zu riskieren, dafür ist der Einsatz zu gering.

Damit an unserer Entschlossenheit kein Zweifel aufkommt, um also zu zeigen, dass wir die Auseinandersetzung nicht scheuen, dass wir bereit sind, sollten wir daher noch mehr Ver-wirrung stiften. Gerade bindet China Kräfte in Asien, und unsere Jungs in Afrika haben es geschafft, einen Teil der euro-päischen Marine im Mittelmeerraum zu beschäftigen. Wo ist der nächste Schwachpunkt der NATO, wo würden sie am we-nigsten mit einer begrenzten Aktion rechnen, bei der wir nicht auf NATO-Streitkräfte schießen müssen, der Welt unsere Ent-schlossenheit aber dennoch vorführen können?»

«Ihr Plan hängt komplett daran, dass der Westen uns eine gewisse Schizophrenie abnimmt», hakt der FSB-Chef noch einmal nach. «Dass er uns glaubt, dass wir eigentlich keine große Konfrontation wollen, während wir sie durch unser Handeln gleichzeitig heraufbeschwören. Ein gefährlicher Drahtseilakt. Wenn das schiefgeht, müssen wir uns entweder 
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zurückziehen, so wie der Schwächling Chruschtschow damals 1962 in der Kuba-Krise, oder aber wir müssen einen Kampf führen, den wir nicht gewinnen können. Wie also sieht Ihre Kommunikationsstrategie aus? So wie bei Hitler? Eine Kombi-nation aus Aggression und öffentlicher Friedensrhetorik? Ist das nicht ein bisschen zu einfach gedacht?»

Da niemand ein Wort sagt, fährt er fort: «Sie müssen sich eines vor Augen führen: Der Westen hält sich selbst für ver-nünftig und uns für irrational, emotional rückständig. Impe-riale Fossile, denen alles zuzutrauen ist. Das ist unser Vorteil. Sie werden uns die Schizophrenie abnehmen, weil sie in ihr Bild von uns passt. Aber Sie haben recht, sich auf die öffentli-che Kommunikation zu verlassen, wäre riskant. Wir sollten uns zunächst unserer inoffiziellen Kanäle bedienen und vertraulich den westlichen Regierungsspitzen übermitteln: dass wir den Konflikt zwar nicht wollen, ihn aber auch nicht scheuen. Sie werden sehen: Es wird eine ganz Reihe hochrangiger Politiker geben, die dann unser Geschäft besorgen und die westliche Öffentlichkeit in unserem Sinn beeinflussen. Das hat schon bei der Spezialoperation gut funktioniert. Und wenn wir nicht alles öffentlich machen, hat es auch den Vorteil, dass wir den amerikanischen Präsidenten zunächst einmal nicht bloßstellen und ihm die Option geben, eine mögliche Entscheidung zu unseren Gunsten als die seine zu verkaufen.»

«Wir wissen ja», rutscht dem Leiter der Präsidialverwaltung raus, «dass er nicht als Loser dastehen will, auch wenn er einer ist.»

Zum ersten Mal kommt so etwas wie Heiterkeit im Raum auf. Alle lachen herzlich.
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Als wieder Ruhe eingekehrt ist, wendet sich Präsident Ob-mantschikow seinem Generalstabschef zu. «Dann sagen Sie doch mal: Wo hat die NATO einen weiteren, ich benutze mal die Worte von Churchill, ‹soft underbelly›. Wo könnten wir sie ohne größere Anstrengung, ohne eigene und fremde Verluste treffen?»

Der Angesprochene braucht etwas, um seine Gedanken zu ordnen. Es ist nicht so, dass er und sein Stab nicht exakt über diese Frage bereits nachgedacht hätten. Schließlich ist Planung das Handwerk des Militärs. Mehrere Optionen sind erwogen worden. Ein begrenztes Eindringen im Norden Finnlands über die Kräfte des erst im Jahr 2024 geschaffenen Leningrader Militärbezirks hat man relativ schnell verworfen. Zwar wäre dies vergleichsweise leicht zu realisieren, aber Kernland eines zweiten  NATO-Mitgliedstaates zu besetzen, wäre politisch sehr riskant.

Anders verhält es sich mit unbewohnten oder spärlich be-wohnten Inseln. Und derer gibt es einige. Spitzbergen zum Bei-spiel, wo es bis ins Jahr 2000 zwei russische Kolonien gab. Oder die Hans-Insel, um die Dänemark und Kanada jahrzehntelang gestritten haben, bevor sie schließlich zwischen beiden geteilt wurde. Sie ist nur etwa 1,3 Quadratkilometer groß, unbewohnt und verfügt über keine bekannten Rohstoffe. Dennoch würde eine «Einnahme» des kargen Felsens in der Nares-Wasserstra- ße zwischen der kanadischen Ellesmere-Insel und Grönland die Projektionsfähigkeit der russischen Marine eindrucksvoll unter Beweis stellen. Und darüber hinaus: Mit einem «Angriff» auf eine Insel zwischen Kanada und Grönland würde die NATO sicherlich nicht rechnen.
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«Wir könnten», so setzt der Generalstabschef schließlich an, «mit einem U-Boot zu einer unbewohnten Insel fahren, dort ein paar Spezialkräfte absetzen, die die russische Flagge hissen und wieder verschwinden. Infrage käme etwa die Hans-Insel zwischen Grönland und Kanada. Dies wäre wohl die effektivste Maßnahme, um Entschlossenheit zu zeigen, ohne den Feind direkt zu einer Gegenreaktion zu provozieren.»

Die Anwesenden nicken zustimmend.

«Was ist mit unserer Anti-Satelliten-Waffe im All?», fragt der Leiter der Präsidialverwaltung. «Könnten wir die einset-zen?»

«Könnten schon», erwidert der Generalstabschef, «aber dann würden wir die gesamte Kommunikation aller Staaten, die Satelliten im All haben, lahmlegen, einschließlich unserer eigenen. Dann könnten wir auch gleich direkt mit Nuklear-waffen die USA angreifen», schiebt er ironisch hinterher. «Das ist also eher etwas, womit wir dem Feind drohen können, um unsere Entschlossenheit zu demonstrieren.»

«Den Punkt will ich gern aufgreifen», meldet sich Palat-schow zu Wort, der bislang wenig zur Diskussion beigetragen hat, obwohl das Ansehen des Putin-Vertrauten durch die er-folgreiche Aktion seiner Söldner in Mali stark gestiegen ist. «Der Westen, seine Eliten und seine Bevölkerung haben Angst vor Nuklearwaffen, irrationale Angst. Das haben wir während der Spezialoperation gegen die Faschisten in Kiew gesehen. Immer wenn Präsident Putin oder einer seiner engsten Ver-trauten mit dem möglichen Einsatz von Nuklearwaffen ge-droht hat, war das Entsetzen in Westeuropa groß, und unsere Freunde in den verschiedenen Ländern, die vor einer Eskala-
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tion warnten, haben das Ohr der Öffentlichkeit erhalten. Poli-tiker wie Scholz und Biden sind in ihrer Politik der Unterstüt-zung unseres Feindes dadurch eingeschränkt worden. Dadurch, dass sie unsere Bereitschaft zum Einsatz von Nuklearwaffen ernst genommen haben, wurde es uns erst ermöglicht, effektiv zu drohen.»

Obmantschikow, der sich die Ausführungen seiner Berater ruhig anhört und sich die ganze Zeit Notizen macht, versucht sich an einer Zusammenfassung. «Ich stimme Ihnen zu, meine Herren, wir müssen zeigen, dass wir es ernst meinen, ohne den Bogen zu überspannen. Die Idee, eine unbewohnte Insel einzunehmen, hat Charme. Zugleich würde ich unseren Bot-schafter bei den Vereinten Nationen bitten, den Kontakt zum Sicherheitsberater des amerikanischen Präsidenten aufzuneh-men, um diesem unsere Entschlossenheit, aber auch unsere begrenzten Ziele zu übermitteln. Wir werden sehen, was dann passiert.»
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 Brüssel, NATO-Hauptquartier, 27. März 2028,  14:00 Uhr MEZ

Im Hauptquartier der NATO, einem lichtdurchfluteten Ge-bäude, in dem rund 7300 Quadratmeter Glas verbaut wurden und das in seinem Design an Finger, die ineinandergreifen und eine Einheit bilden, erinnern soll, kommen die 32 ständigen Vertreter der NATO-Mitgliedsstaaten zu einer vom General-sekretär einberufenen Dringlichkeitssitzung zusammen. Ge-tagt wird im Arbeitsraum 1, direkt links neben den gläsernen Eingangstüren. Zusätzlich sind auch die Mitglieder des NATO-Militärausschusses sowie die beiden strategischen Komman-deure der NATO, der Oberbefehlshaber für Europa (SACEUR) sowie der Oberbefehlshaber des Allied Command Transforma-tion im amerikanischen Norfolk (SACT), zu der Sitzung gebe-ten. Einziger Tagesordnungspunkt ist die russische Aggression gegen Estland.

Der Generalsekretär beginnt die Sitzung mit der Darstellung der Fakten und schließt mit der den Anwesenden bereits be-kannten Bitte des estnischen Premierministers, eine formelle NATO-Ratssitzung auf der Ebene der Staats- und Regierungs-chefs einzuberufen, um Artikel 5 der Allianz auszurufen.

«Heute habe ich Sie hierhergebeten», sagt er, «um ein infor-melles Meinungsbild zur Haltung Ihrer Regierungen zu erhal-ten. Mir ist durchaus bewusst, dass es noch nicht in allen oder vielleicht gar in keinem der Mitgliedsstaaten unserer Allianz eine definitive Meinung zu dem Anliegen Estlands gibt, aber dennoch sollten wir die Gelegenheit nicht verstreichen lassen, uns auszutauschen. Ich habe auch die Vertreter des Militäraus-
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schusses einschließlich der Kommandeure der beiden strate-gischen NATO-Kommandos zu dieser Sitzung gebeten, damit sie bei Bedarf einen militärischen Ratschlag geben können.» Der Generalsekretär schaut auffordernd in die Runde der Bot-schafter und Botschafterinnen.

Als Erstes meldet sich die polnische Botschafterin zu Wort. «Meine Damen und Herren, im Namen meiner Regierung kann ich Ihnen mitteilen, dass Polen der Auffassung ist, dass dieser russischen Aggression gegenüber einem Mitgliedsstaat der  NATO mit Entschiedenheit begegnet werden muss. Wir können und dürfen nicht akzeptieren, dass die territoriale In-tegrität der Allianz, auch wenn es sich nur um einen kleinen Flecken handelt, verletzt wird. Wir kennen den russischen Imperialismus und wissen um seine Ziele. Er wird bei dieser Provokation nicht haltmachen. Wenn wir jetzt hier nicht ent-schlossen jeden Quadratmeter des Bündnisses verteidigen, um einmal den ehemaligen deutschen Bundeskanzler Olaf Scholz zu zitieren», ein leicht ironischer Zug umspielt ihre Mundwin-kel, «wird das das Ende der Allianz sein. Wenn wir uns nicht darauf verlassen können, dass Artikel 5 im Ernstfall gilt, wozu braucht es noch die Allianz?»

Als nächstes meldet sich der italienische Vertreter bei der Allianz. «Don’t shoot the messenger», beginnt er seine Ausfüh-rungen. «Aber wir haben noch nicht genügend Informationen, um die Lage abschließend zu beurteilen. Ja, wir haben die An-schläge in Deutschland und dem Vereinigten Königreich und wir haben die begrenzte Aggression gegenüber Estland. Aber, zur Wahrheit gehört auch», bei diesen Worten blickt er den estnischen Botschafter direkt an, «dass die estnische Regierung 
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bei der Wahrung der Minderheitsrechte gegenüber den auf ihrem Territorium lebenden Russen in der Vergangenheit nicht besonders umsichtig war.»

«Herr Vorsitzender», unterbricht dieser, «ich möchte gegen diese Aussage entschieden protestieren. Die russischsprachige Minderheit in unserem Land hat dieselben Rechte, aber auch die gleichen Pflichten, wie jeder Este und jede Estin. Was wir hier gerade erleben, ist eine Aggression gegen unser Staatsge-biet und eine Verletzung unserer territorialen Integrität, auf die es nur eine Antwort geben kann.»

Doch mit seiner zurückhaltenden Aussage bleibt der italie-nische  NATO-Botschafter nicht allein. Die südeuropäischen Mitglieder der Allianz äußern zwar ihre Solidarität mit dem angegriffenen Estland, plädieren zugleich aber zur Vorsicht bei einer möglichen Reaktion. Man brauche mehr Informationen über russische Intentionen und russische militärische Bewe-gungen, um die Lage richtig einschätzen zu können, lautet der Tenor ihrer Beiträge.

Ganz anders die Haltung der Mittel- und Osteuropäer, des Vereinigten Königreichs sowie der beiden anderen baltischen Staaten. Ihre Vertreter machen auf zwei Aspekte aufmerksam, die schon in der Intervention der polnischen Botschafterin anklangen. Dass die NATO diesen Test nicht unbeantwortet lassen dürfe, da sie sonst ihre Kernfunktion verliere, und dass es sich wahrscheinlich nur um den ersten Schritt handele und weitere militärische Aggressionen Russlands zu erwarten seien.

Nachdem fast alle gesprochen haben, meldet sich die Ver-treterin Ungarns zu Wort. Auch sie betont, dass es noch keine abschließende Einschätzung ihrer Regierung gebe, dass es aber 
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für Budapest klar sei, «dass ein militärischer Konflikt zwischen der NATO und Russland unter allen Umständen» zu vermei-den sei. «Wir reden hier von dem potenziellen Dritten Welt-krieg, den keine der beiden Seiten gewinnen kann. Es wäre ein Wahnsinn», so ihre exakten Worte, «wenn wir diesen durch unüberlegte Handlungen auslösen würden. Aus Sicht meiner Regierung ist es sinnvoller, dass sich die Präsidenten Russlands und der USA endlich an einen Tisch setzen und die Dinge in einem größeren Maßstab besprechen. Ich bin mir sicher», so beendet sie ihren kurzen Wortbeitrag, «dass so ein Vorgehen mehr zur Sicherheit Estlands und Europas beitragen wird als eine unnötige militärische Provokation unsererseits, die in der Auslöschung der Menschheit enden könnte.»

Während ihrer Ausführungen kann man den slowakischen, aber auch den französischen Vertreter im Rat ab und zu dabei beobachten, wie sie zustimmend nicken.

Die deutsche Vertreterin, die erst seit einem halben Jahr ihre Position innehat, meldet sich als Letzte, und nachdem der Ge-neralsekretär ihr das Wort erteilt hat, sagt sie: «Für meine Re-gierung ist neben der Beurteilung der russischen Intentionen eine der zentralen Fragen, wie unsere militärischen Optionen aussehen. Wie schnell erreichen wir das estnische Territorium und gibt es militärische Optionen, die wir einsetzen können, ohne dass es unmittelbar zu einem großen Krieg gegen Russ-land kommt? Vielleicht könnten uns die beiden strategischen Kommandeure diese Frage beantworten.»

Der Generalsekretär nickt zustimmend und wendet sich an die beiden anwesenden Generale. «Meine Herren, bitte.»

«Gern», sagt der NATO-Oberbefehlshaber für Europa, der 
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zugleich auch Oberkommandierender der in Europa statio-nierten  US-Streitkräfte ist. «Unabhängig von der politischen Einschätzung der russischen Intentionen stellt sich die Lage wie folgt dar: Durch die Einnahme von Hiiumaa kann Russ-land binnen kürzester Zeit eine Seeblockade um das Baltikum herum errichten. Dies würde die Kräfte, die wir vor Ort haben, isolieren. Um diese Blockade zu durchbrechen, müssten wir unsere maritimen Verbände einsetzen, von denen aber einige seit geraumer Zeit im Mittelmeerraum im Rahmen der EU-ge-führten Mission zur Abwehr der irregulären Migration einge-setzt sind. Aber auch dann müssten wir bereit sein, den militä-rischen Konflikt mit Russland zu riskieren. Es wäre damit zu rechnen, dass Russland seine maritimen Verbände aus der Luft unterstützt und Versuche unternimmt, anderswo zu eskalieren. Wie eine solche Eskalation aussieht, darüber kann ich hier nur spekulieren. Aber aller Wahrscheinlichkeit nach würde es sich dabei um den Beschuss europäischen Territoriums mit ballisti-schen Raketen handeln. Ob die dann nuklear oder konventio-nell bestückt sind, das können wir nicht sagen. Fakt ist aber, dass wir noch immer nicht genügend Luftverteidigungskapazi-täten haben, um das Allianzterritorium vor solch einem An-griff weitgehend zu schützen. Es wäre anzunehmen, dass  – sollte Russland so reagieren – der Schaden enorm wäre.

Man könnte einer solchen Entwicklung natürlich zuvor-kommen, indem wir unsererseits von Beginn an Waffen einset-zen, die tief in den russischen Raum wirken und so Raketen-abschussvorrichtungen, Flugplätze und Kommandozentralen zerstören. Für diesen Fall würden wir mit Mitteln der elektro-nischen Kriegsführung russische Luftverteidigungssysteme so-
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wie Frühwarnradarsysteme außer Kraft setzen. Die Folge wäre, dass Russland zwar hereinkommende Raketen sieht, aber bei Hyperschallraketen wie der Dark Eagle bis zum Erreichen des Wirkziels nicht weiß, ob diese mit konventionellen oder nuk-learen Sprengköpfen bestückt sind. Eine nukleare Reaktion könnte die Folge sein, auch wenn wir über unsere Kanäle früh-zeitig unsere Gegenüber in Moskau darüber informieren, dass diese Raketen nur konventionell bestückt sind.»

Nach diesen Ausführungen wird es ruhig im Sitzungssaal der Allianz. Man könnte eine Stecknadel fallen hören. Allen Anwesenden ist schon zu Beginn der Sitzung klar gewesen, vor was für einer schwierigen Entscheidung man steht. Nun aber ist die Dramatik der Situation allen konkret vor Augen geführt geworden. Was heute hier besprochen wird, betrifft nicht nur Russland und die NATO-Mitglieder, sondern den gesamten Globus.
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 Washington, Weißes Haus, 27. März 2028, 14:15 Uhr MEZ

Während im 6000 km entfernten Brüssel die NATO-Botschaf-ter tagen, betritt ein 54-jähriger russischer Spitzendiplomat den Westflügel des Weißen Hauses. Er ist auf dem Weg zum Nationalen Sicherheitsberater des US-Präsidenten. Seine Auf-gabe, so wurde es ihm direkt vom Leiter der russischen Präsi-dialverwaltung aufgetragen, ist es, die Nachricht zu überbrin-gen, dass Russland zwar keinen Krieg gegen die NATO wolle, diesen aber durchaus zu führen bereit sei, und dass Russland keine weitergehenden Ambitionen habe, als die Stadt Narwa zu kontrollieren und sie zum Teil seines Territoriums zu machen.

Der Sicherheitsberater erwartet den hageren, aber durch-trainierten Mann in seinem Büro. Auch er weiß, dass von dem Ausgang dieses Gespräches abhängen kann, wie der amerika-nische Präsident auf Russlands Aggression reagiert.

«Willkommen, es freut mich, Sie zu sehen», begrüßt er den russischen Diplomaten fast ein wenig zu überschwänglich und zeigt auf das zweisitzige Sofa, das in der Mitte seines Büros steht. «Nehmen Sie doch bitte Platz». Er selbst lässt gegenüber in einen Einzelsessel fallen. «Was kann ich Ihnen anbieten? Kaffee, Tee oder etwas anderes?»

«Ein Glas Tee vielleicht», erwidert der Diplomat und fügt schnell hinzu: «mit etwas Milch».

Nachdem ein Bediensteter den Tee gebracht hat, nimmt der Sicherheitsberater den offiziellen Teil des Gespräches auf.

«Was führt Sie zu mir?»

«Nicht weniger als das Überleben der menschlichen Zivilisa-tion», deklamiert der Diplomat etwas sehr melodramatisch.
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Der Sicherheitsberater atmet genervt durch. Er weiß, dass dieses Gespräch dazu dient, dem amerikanischen Präsidenten eine wichtige Nachricht zu übermitteln, aber dass der Eröff-nungszug seines Gegenübers gleich so bedeutungsschwer ist, geht ihm gegen den Strich.

«Und wie lässt sich dieses garantieren?», fragt er mit einem gespielt naiven Gesichtsausdruck.

«Schauen Sie», dem Diplomat kommt die übertriebene Dra-matik seiner Eingangsworte zu Bewusstsein, so dass er nun einen nüchterneren Ton anschlägt, «mein Land hat eine Ge-schichte, eine große Geschichte und musste die letzten 35 Jahre erleben, wie es seines Kernterritoriums immer mehr beraubt wurde. Wie es gedemütigt wurde und wie seine Bewohner, außerhalb Russlands immer mehr der Repression ausgesetzt werden.»

Nach einer kurzen Pause, in der er einen Schluck Tee zu sich nimmt, fährt er fort: «Diese Zeiten sind vorbei. Wir werden unsere Leute schützen, wenn andere es nicht machen. Und wir werden sie um jeden Preis schützen.»

«Um jeden Preis, Herr Botschafter?», fragt der Sicherheits-berater scharf nach.

«Ja, Sie haben mich richtig verstanden, um jeden Preis.»

Es folgt eine bewusst gesetzte, bedeutungsschwere Pause. Der Diplomat blickt seinem Gegenüber direkt in die Augen.

«Seien Sie gewiss, wir haben nicht nur den Willen, sondern auch die Möglichkeiten, dies zu machen. Und warum, so fra-gen sich manche in meiner Heimat, wollen Sie, will die große amerikanische Nation dies nicht verstehen? Warum zweifeln Sie immer wieder an der Entschlossenheit meines Landes?»
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«Niemand zweifelt an der Entschlossenheit ihres Landes, aber gelten für uns alle nicht dieselben Standards, dieselben Rechte und dieselben Pflichten?», versucht der Amerikaner die Diskussion in eine pragmatischere Richtung zu bringen.

Der Russe lehnt sich in seinem Sofa zurück, schlägt die Beine übereinander, und man sieht ihm an, dass er auf diese Frage nur gewartet hat.

«Sie, also nicht Sie persönlich, sondern Ihre Nation hat ihre Größe nur dadurch erlangt, dass sie sich ständig über die Re-geln hinweggesetzt hat und ihren Pflichten nicht nachgekom-men ist. Regeln scheinen aus der Perspektive Amerikas nur für andere zu gelten, Pflichten haben auch nur andere. Diese Zeit ist unwiderruflich zu Ende gegangen. Heute sind es nicht mehr die USA und ihre europäischen Vasallen, die allen anderen vor-schreiben können, was sie zu tun und zu lassen haben.»

Der Sicherheitsberater weiß, er muss das Gespräch von die-ser generellen Ebene runterbekommen. Doch wie?

«Lassen Sie uns konkret werden», setzt er an, «wir haben hier gerade ein schwerwiegendes Problem zwischen unseren beiden Ländern. Russland hat die territoriale Integrität eines unserer Verbündeten verletzt und für uns stellt sich die Frage, wie wir darauf antworten sollen.»

«Wir haben die territoriale Integrität von niemandem ver-letzt, wir schützen nur unsere im Ausland lebenden Landsleute vor Verfolgung und Unterdrückung. Mehr nicht», erwidert der Emissär Moskaus in einem für einen Diplomaten ungewöhn-lich scharfen Ton und setzt nach: «Und wie Sie ja wissen, ist die Unabhängigkeit der baltischen Staaten ein Kunstprodukt. Sie gehören historisch zu Russland. Aber es geht uns gar nicht da-
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rum, das Existenzrecht dieser Staaten in Frage zu stellen, es geht uns ausschließlich um den Schutz unserer Bürger.»

«Also könnten wir das Problem lösen, indem wir unseren Partner Estland darum bitten, ihren Forderungen in Bezug auf die russische Minderheit nachzukommen», versucht der Si-cherheitsberater das Gespräch in Richtung einer möglichen Lösung zu lenken.

«Ich fürchte, dazu ist es jetzt zu spät. Wir haben lange genug in guter Absicht auf die Probleme unserer Landsleute aufmerk-sam gemacht und nichts ist geschehen. Wir vertrauen der est-nischen Regierung nicht, die Rechte der Russen zu schützen. Deshalb sahen wir uns gezwungen, die Dinge selbst in die Hand zu nehmen.»

Der Amerikaner denkt, dass es jetzt an der Zeit ist, mit dem Botschafter Klartext zu reden. Offensichtlich gibt es momentan keine Möglichkeit, sich über eine diplomatische Lösung auszu-tauschen.

«Aber Sie sind sich doch darüber bewusst, dass wir diese Provokation nicht unbeantwortet lassen können. Nicht nur steht unsere Glaubwürdigkeit auf dem Spiel, sondern es ist nicht auszuschließen, dass ihr Beispiel Nachahmer findet, und wenn das passiert, in welcher Welt würden wir dann leben?»

«Natürlich», antwortet der Diplomat mit einem süffisanten Lächeln, «kennen wir die militärische Macht der USA, die in den letzten zehn Jahren so herausragende Erfolge im Irak, in Afghanistan und auch in der Ukraine hervorgebracht hat. Aber seien Sie versichert, mein Land ist bereit, alles für den Schutz unserer russischen Mitbürger in Estland zu tun. Und Ihnen dürfte doch klar sein, dass wir zu Land, zu Wasser, in der Luft 
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und auch im Cyber- und Weltraum über die dafür nötigen Möglichkeiten verfügen. Darüber hinaus frage ich mich, und Sie erlauben mir hoffentlich diese Offenheit, ob die Amerika-ner bereit sein werden, unfassbaren Schaden auf ihrem eigenen Territorium für die Befreiung einer – aus amerikanischer Pers-pektive – Kleinstadt im Osten Europas in Kauf zu nehmen?»

Da liegt sie auf dem Tisch, die Drohung mit dem Einsatz von Nuklearwaffen. Anscheinend, so schießt es dem Sicherheitsbe-rater durch den Kopf, ist Russland wirklich bereit, alles zu ris-kieren, um seine Ziele zu erreichen. Oder es blufft. Aber ob dies nur ein Bluff ist, wird man nur herausfinden können, wenn man die russische Drohung testet. Und wenn es doch kein Bluff ist, dann würde der Test unweigerlich in die größte vorstellbare Katastrophe führen.

«Ich denke, ich habe Sie sehr genau verstanden», sagt der Amerikaner langsam und betont deutlich. «Ohne dass ich für meinen Präsidenten sprechen kann, möchte ich Sie wiederum bitten, dem Ihrigen auszurichten, dass die Vereinigten Staaten kein Interesse an einer Konfrontation dieses Umfanges haben, aber zugleich einen solch eklatanten Bruch des Völkerrechtes nicht ohne weiteres akzeptieren können. Sie haben sicherlich Verständnis dafür, dass wir uns intern und mit unseren Ver-bündeten darüber beraten müssen, welches eine geeignete Ant-wort sein kann.»

«Natürlich habe ich dafür vollstes Verständnis», erwidert der Diplomat, «und ich denke, dass ich im Namen meiner Regierung spreche, wenn ich dem Wunsch Ausdruck verleihe, dass die Antwort, die Sie finden, eine sein möge, die im Inter-esse des friedlichen Zusammenlebens unser aller Völker ist.»
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Mit diesen Worten steht der Diplomat auf, geht mit ausge-streckter Hand auf den Sicherheitsberater zu und verlässt nach dem obligatorischen Händeschütteln zielstrebig und festen Schrittes das Büro. Kaum ist er verschwunden, ruft der Sicher-heitsberater seine engsten Mitarbeiter hinein und weist sie an, den wichtigsten NATO-Staaten über diverse Kanäle die Bot-schaft zu übermitteln, die Russland an die NATO richtet: Im Ernstfall sind wir zu allem bereit.
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 80°49′35″N 66°27′30″W   /   80.82 639°N  66.45 833°W,   28. März 2028, 12:27 Uhr MEZ

«Klarmachen zum Auftauchen.» Der Kapitän gibt den Befehl und die Mannschaft wiederholt ihn, um sicherzustellen, dass er im ganzen U-Boot verstanden wird. Nachdem der Erste Offi-zier und der Maschinist die Systeme geprüft haben, melden sie zurück, dass das Boot bereit sei. Langsam steigt die 170 Meter lange Metallröhre hoch, um ein sicheres Auftauchen für die insgesamt fast 110 Mann Besatzung zu gewährleisten. Wäh-renddessen wird die Wasseroberfläche mithilfe von Periskopen und Sonar auf Hindernisse, Schiffe oder andere Gefahren über-prüft. Dies geschieht nicht nur, um Kollisionen zu vermeiden, sondern auch, um zu sehen, ob die Fahrt des U-Bootes der Bo-rei-Klasse bemerkt wurde und an der Wasseroberfläche bereits feindliche Schiffe warten. Aber nichts dergleichen. Es ist dem Kapitän gelungen, von Sonarketten unbemerkt bis in die Nähe der Hans-Insel zu fahren, dem Zielort der Operation.

Obwohl die Fahrt unbemerkt geblieben ist, muss jetzt alles sehr schnell gehen. Mit dem Auftauchen des atomar getriebe-nen U-Bootes schlagen die amerikanischen Radarsysteme auf Grönland Alarm, Gegenmaßnahmen werden eingeleitet. Denn dass ein mit bis zu 16 Interkontinentalraketen vom Typ Bulawa bestücktes U-Boot vor der Küste eines NATO-Mitglieds er-scheint, geschieht nicht alle Tage. Die Tatsache, dass jede dieser Raketen über 8000 km Reichweite hat und sechs bis zehn nuk-leare Gefechtsköpfe mit einer Sprengkraft von je 100 bis 150 Ki-lotonnen tragen kann, wird sofort die Alarmglocken schrillen lassen. Aber genau das ist ja die Absicht der Aktion.
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Bereits nahe der Wasseroberfläche sind drei Angehörige der Spezialkräfte des Militärgeheimdienstes in die Schleuse gestie-gen, die, nachdem sie hinter ihnen abgedichtet worden ist, geflutet wird. Als der Druckausgleich erfolgt ist, öffnet sich die Außenluke und die drei Kampfschwimmer verlassen das U-Boot. Sie haben es nicht weit, bis sie die Hans-Insel errei-chen. Einmal angekommen, sichern zwei von ihnen das Terri-torium, während der Dritte eine Flasche Kristall Wodka und eine Dose Kaviar so ziemlich in die Mitte des 1,3 km2 großen «Felsens» legt und die russische Flagge hisst. So schnell wie sie gekommen sind, so schnell sind sie auch wieder weg. Und bevor irgendwelche NATO-Kräfte sich auch nur auf den Weg machen können, versinkt das Boot wieder in den Tiefen der Nares-Wasserstraße, um nach Erreichen des Arktischen Ozeans in 400 Metern Tiefe die Heimreise anzutreten.

Der Coup ist Russland gelungen. Durch das Deponieren des Wodkas und der Kaviar-Dose knüpft man, durchaus humor-voll, an den kanadisch-dänischen Streit um diese Insel an, bei dem über Jahrzehnte im wechselnden Rhythmus mal die eine, mal die andere Seite zur Insel fuhr, die eigene Flagge hisste und eine Flasche landestypischer Spirituosen neben die Flagge stellte, weswegen man den Konflikt auch «Whisky-Krieg» nannte.

Weitaus bedeutender ist jedoch, dass es ein nuklear bestück-tes russisches U-Boot geschafft hat, unbemerkt durch das Nordpolarmeer bis zur Hans-Insel vorzudringen. Ein Signal, dass man ab sofort überall und jederzeit mit dem Auftauchen russischer Nuklear-U-Boote rechnen muss.
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 Brüssel, NATO-Hauptquartier, 28. März 2028,  16:00 Uhr MEZ

Wenn sich die Staats- und Regierungschefs der Allianz zu ihren jährlichen Gipfeln treffen, ist die internationale Pressepräsenz traditionell hoch. Schließlich berät sich die mächtigste Militär-allianz der Welt. Doch an diesem Dienstag ist das Presseauf-kommen im Brüsseler Hauptquartier selbst für erfahrene Pres-sereferenten herausfordernd. Akkreditierungen aus der ganzen Welt Länder liegen vor, und die Anfragen für Interviews, sei es mit NATO-Offiziellen oder mit einzelnen Staats- und Regie-rungschefs, sind kaum zu bewältigen.

Die Stimmung ist angespannt. Schließlich geht es um die Frage, ob die Allianz zum zweiten Mal in ihrer Geschichte den Artikel 5 ausruft. Aber anders als nach 9/11 bedeutet der Bünd-nisfall diesmal nicht bloß, dass NATO-AWACS-Flugzeuge zur Überwachung irgendwelcher Lufträume abheben, sondern den Eintritt der Allianz und ihrer Mitglieder in einen Krieg, und zwar einen Krieg gegen die Nuklearmacht Russland – ein Szenario, auf das sich die NATO seit 1949 vorbereitet und das sie zugleich immer zu vermeiden versucht hat.

Anders als sonst meist steht das Ergebnis des Gipfels im Vor-feld noch nicht fest. Die Beratungen der nationalen Sherpas und der jeweiligen Nationalen Sicherheitsberater haben keinen Konsens hervorgebracht. Zwar ist man sich in der Verurteilung der russischen Aggression einig, doch was die Konsequenzen daraus sein sollen, darüber hat man sich nicht einigen können. Niemand kann also wissen, was heute bei den Beratungen im Sitzungssaal 1 des NATO-Hauptquartiers herauskommen wird.
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Nachdem sich die Staats- und Regierungschefs mit Hilfe ihrer Personenschützer den Weg zum Sitzungssaal gebahnt haben und die Türen verschlossen worden sind, beginnen die Beratungen. Der Raum ist bis zum letzten Platz gefüllt. Es sind so viele Berater anwesend, dass viele von ihnen noch nicht ein-mal in der zweiten Reihe einen Stuhl ergattern können.

Der Generalsekretär nimmt die Glocke in die Hand, die vor ihm an seinem Platz liegt, und signalisiert durch Klingeln, dass alle ihren Platz einnehmen sollen. Als einigermaßen Ruhe im Saal eingekehrt ist, ergreift er das Wort.

«Meine Damen und Herren, ich begrüße Sie zu dieser Son-dersitzung des NATO-Rates auf der höchsten Ebene. Dies ist eine historische Sitzung. Auf Antrag Estlands gilt es zu beraten und zu entscheiden, ob der NATO-Rat angesichts der russi-schen Aggression gegenüber einem unserer Mitglieder den Ver-teidigungsfall ausruft.»

Der Generalsekretär schaut in die große Runde, wo alle 32 Staats- und Regierungschefs alphabetisch angeordnet nach dem Anfangsbuchstaben ihrer Länder um den langen ovalen Tisch sitzen.

«Ich habe in vielen Gesprächen mit Ihnen allen versucht, einen Konsens zu erzielen. Was die Verurteilung der russischen Aggression anbelangt, ist mir dies gelungen. Wir haben dazu eine klare und entschiedene Sprache in unserem Abschluss-kommuniqué gefunden. Was die Frage einer angemessenen Reaktion auf die Aggression betrifft, gibt es jedoch noch Diffe-renzen. Deshalb gilt es heute darüber zu beraten, um im An-schluss der Weltöffentlichkeit, die auf uns schaut, eine einheit-liche Auffassung präsentieren zu können. Ich möchte auch 
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hinzufügen, dass die Einheit unserer Allianz bei unseren Über-legungen oberste Priorität haben sollte, und damit ist die Aus-sprache eröffnet.»

Als Erster ergreift der amerikanische Präsident das Wort. «Wir haben es hier mit einer begrenzten Aggression Russlands zu tun, die wir zwar verurteilen, aber für die wir auch ein ge-wisses Verständnis aufbringen. Jahrelang hat Estland es ver-säumt, die Rechte der russischsprachigen Minderheit zu achten und sie zu stärken. Dies ist zwar keine Entschuldigung für das russische Verhalten, aber es hat eine Vorgeschichte, die wir berücksichtigen sollten. Seit ich ins Amt gekommen bin, habe ich angemahnt, dass Europa mehr für seine Verteidigung auf-wenden muss. Viel, viel mehr. Dass Europa seine Rechnungen, die es bei uns Amerikanern offen hat, begleichen muss. Was ist passiert? Nichts. Das reiche Europa hat sich weiter geweigert zu zahlen und sich stattdessen auf unsere Stärke und unsere Prä-senz in Europa verlassen. Aber warum sollen wir wieder und wieder für Europa die Kohlen aus dem Feuer holen?

Krieg ist keine Lösung. Und was ich sehe, ist eine begrenzte Aktion Russlands, begrenzt auf Narwa. Ich bin mir sicher, dass wir uns mit Russland über einen Rückzug von Hiiumaa einigen können. Was wollen die da? Sie wollen uns einschüchtern und drohen, wie mit ihrer unschönen Aktion auf der Hans-Insel. Aber im Kern, und diese Nachricht haben wir von Russland, geht es ihnen um den Schutz ihrer ethnischen Minderheiten. Und das ist eine estnisch-russische Angelegenheit, bei der wir helfen können, und ich bin bereit zu helfen, viel zu helfen. Aber ich bin nicht bereit, mein Land in den Krieg zu führen. Ich bin nicht bereit, für Narwa den Dritten Weltkrieg zu riskieren. Das 
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ist meine, das ist die amerikanische Position. Wenn ihr Euro-päer was machen wollt militärisch, dann ist es eure Sache, aber wir werden dem weder zustimmen noch es irgendwie unter-stützen.»

Die Wutrede schlägt im Sitzungssaal wie eine Bombe ein. Denn nicht nur hat der amerikanische Präsident sein Veto gegen die Ausrufung des Artikel 5 eingelegt, sondern er hat auch jeden Kompromiss, wonach möglicherweise eine rein europäisch geführte Gegenmaßnahme gegen die russische Aggression unter dem Schirm von Artikel 5 erfolgen könnte, zunichte gemacht. Ohne die USA, die im Rahmen der NATO noch immer mehr als 65 Prozent der Fähigkeiten zur Verfü-gung stellt, ohne amerikanische Aufklärungs- und Transport-fähigkeiten ist Europa handlungsunfähig.

«Herr Präsident», ergreift der Bundeskanzler als Nächster das Wort, «ich verstehe Ihren Zorn auf das mangelnde europäi-sche Engagement. Dennoch möchte ich Sie bitten zu beden-ken, dass es hier um weitaus mehr geht als nur um einen rein bilateralen estnisch-russischen Konflikt. Es geht aus meiner Sicht, und ich denke, ich spreche hier für viele, wenn nicht gar für die Mehrheit der Anwesenden in diesem Raum, um die Zu-kunft der europäischen, wenn nicht gar der transatlantischen Sicherheitsarchitektur. Einer Architektur, die uns allen bis vor kurzem Frieden, Freiheit und wirtschaftlichen Wohlstand ga-rantiert hat. Auch der wirtschaftliche Wohlstand der USA, ich erlaube mir mal dies so deutlich zu sagen, hängt vom Zugang zu europäischen Märkten ab. Auf lange Sicht wird dieser Zu-gang aber nicht zu garantieren sein, wenn wir vor dem russi-schen Imperialismus in die Knie gehen. Und wie werden Sie in 
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den Augen der Weltöffentlichkeit dastehen? Man wird Sie in China, im Iran, Nordkorea als schwach erachten, als jemand, der nicht entschlossen genug die Freiheit des Westens, die Frei-heit der Welt, verteidigt. Auf lange Sicht schaden Sie Ihrem Land mit solch einer Haltung.»

Es geschieht nicht oft im Tagungsraum 1, dass mit der fla-chen Hand zustimmend auf den ovalen Tisch geklopft wird. Jetzt aber ist so ein Moment. Nicht nur spricht der Bundes-kanzler einigen seiner Amtskollegen aus dem Herzen, die ihm deshalb spontan Beifall zollen. Man hat auch die Hoffnung, dass er den richtigen Ton getroffen hat, um den US-Präsiden-ten zum Umdenken zu bewegen.

Allerdings bekommt der deutsche Bundeskanzler nicht nur Zustimmung. In den auf seine Philippika folgenden Wort-beiträgen wird deutlich, dass eine Reihe von Staaten eher zur amerikanischen Position neigt. Neben den Südeuropäern, den Ungarn und Slowenen ist es auch der engste europäische Partner Deutschlands, Frankreich, der ihm unter seiner rechts-extremen Regierung den Rücken zukehrt.

«Wir haben eine Verantwortung», lässt der französische Prä-sident die Runde wissen, «unsere militärische Macht nicht zu nutzen, um die Grundlagen unserer Zivilisation zu zerstören. Russland hat ohne Zweifel Völkerrecht gebrochen, aber nicht in einem Ausmaß, das es rechtfertigen würde, mit all unserer militärischen Macht vorzugehen. Wir haben auch eine Verant-wortung für die Sicherheit unseres Territoriums und unserer Bürger, die wir bei Ausrufung des Artikel 5 und den entspre-chenden Gegenmaßnahmen verletzen würden. Es ist deshalb aus der Sicht Frankreichs durch nichts zu rechtfertigen, dieses 
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unverantwortliche Risiko für das Leben unserer Bürger einzu-gehen.»

Damit sind zwei der drei militärisch potentesten Staaten der Allianz, die über die notwendigen nuklearen Mittel zur Ab-schreckung, aber auch zur Eskalation in diesem Konflikt verfü-gen, nicht bereit, militärische Gegenmaßnahmen unter Arti-kel 5 einzuleiten.

Nicht ohne Bitterkeit in der Stimme beschließt der NATO-Generalsekretär die Sitzung: «Meine Damen und Herren, da ich feststelle, dass es über den Antrag Estlands auf Ausrufung des Artikel 5 keine Einstimmigkeit gibt, bitte ich den estni-schen Premierminister, diesen Antrag zurückzuziehen und werde, wenn meine Bitte Zustimmung findet, die Sitzung da-mit schließen.» Da es keine Alternative gibt, willigt die estni-sche Delegation in diesen Vorschlag ein, und die Sitzung ist damit formal beendet.

Vom Sitzungssaal aus geht der Generalsekretär sofort ins Atrium des Hauptquartiers, wo die Pressekonferenzen statt-finden. Seine Pressesprecherin, die ihn der wartenden interna-tionalen Presse ankündigt, sagt, dass er ein Statement abgeben, aber keine Fragen beantworten werde.

Dann tritt er vor die zahlreichen Kameras und Mikrophone und verkündet knapp: «Meine Damen und Herren. Heute hat der NATO-Rat auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs über den Antrag Estlands auf Ausrufung des Artikel 5 ange-sichts der russischen Aggression gegenüber unserem Allianz-partner beraten. Während in der Frage der völkerrechtswidri-gen Verletzung des Territoriums eines Allianzmitgliedes unter den anwesenden Teilnehmern der Sitzung Einigkeit bestand, 
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konnte sich der NATO-Rat über die Einleitung von Gegen-maßnahmen nicht einig werden. Es wurde vereinbart, weitere Gespräche zu führen.»

Nach einer kurzen Pause fügt er hinzu: «Ich will mir eine persönliche Bemerkung erlauben. Heute war für die Allianz ein schwarzer Tag. Ich danke Ihnen.»

Der Generalsekretär dreht der versammelten Presse den Rü-cken zu und geht, gefolgt von seinen engsten Mitarbeitern, zu einem der Aufzüge an der Kopfseite des Atriums, der ihn in sein Büro bringen soll.
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 Rschew, Oblast Twer (Russische Föderation),  29. März 2028, 9:00 Uhr MEZ

Sergej Rabotnik ist ein einfacher Mann. Arbeiter in einem Betrieb, der landwirtschaftliche Maschinen herstellt, Ehemann und Vater zweier Töchter, die schon lange aus dem Haus sind und ihr eigenes Leben leben. An diesem Morgen, er hat diese Woche Spätschicht, sitzt er, wie so oft in seiner Küche, liest Zeitung und trinkt seinen Tee. Er hat noch genügend Zeit, bis er sich für die Arbeit fertigmachen muss. Seine Frau, Galina, Krankenschwester im nahegelegenen städtischen Kranken-haus, hat diese Woche Frühschicht. Er ist also allein zu Hause. Es stört ihn nicht. So hat er wenigstens seine Ruhe. Wie immer dröhnt der kleine Fernseher im Hintergrund und Sergej ist mit der Lektüre seiner Zeitung, eigentlich des Sportteils, das ein-zige, was er wirklich sorgfältig liest, beschäftigt. Für ihn und seine Frau sind die Zeitung und das Fernsehen das Tor zur wei-ten russischen Welt. Wenn man in einer 60 000-Einwohner-Stadt nordwestlich von Moskau wohnt, ist die Hauptstadt weit entfernt.

Während Sergej aufmerksam die Berichte zu den neuesten Entwicklungen seines Clubs, des FV Twer, der mal wieder um den Klassenerhalt in der Zweiten Liga kämpft, studiert, dröhnt aus dem Fernseher plötzlich Musik. Keine gewöhnliche russi-sche Popmusik oder Folklore, nein, es sind Fanfaren, die er-klingen.

Irritiert, aber gleichzeitig auch neugierig, hebt Sergej den Kopf von der Zeitung und dreht sich samt seinem Stuhl zum Fernseher, der auf dem Kühlschrank hinter ihm steht.
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Wenn Fanfaren erklingen, dann muss es wichtig sein, denkt er sich. Und in der Tat sieht es so aus, als ob es etwas Wichtiges geben würde. Denn der staatliche Sender Rossija 1, der im Hause der Rabotniks in Dauerschleife läuft, überträgt live aus dem Kreml. Es scheint sich um eine Art Zeremonie zu han-deln. Die Kamera schwenkt über die Anwesenden: Männer und Frauen in ihren feinen Anzügen und Kleidern, aber auch Soldaten in ihren Uniformen und den Ehren- sowie Gefechts-medaillen am Revers. Es müssen gut 200 bis 300 Menschen sein, die sich in diesem Saal versammelt haben. Warum?, fragt sich Sergej. Aus der Presse oder dem Fernsehen hat er nicht mitbekommen, dass heute etwas Wichtiges passiert. Er wird es wohl überlesen haben, denkt er sich. So wird es gewesen sein. Politik ist nicht so seins.

Nachdem die Kamera mehrmals über die Köpfe der Anwe-senden geflogen ist, gibt es einen Schnitt. Als Nächstes sieht man die goldenen Kremltüren mit den beiden Ehrengardisten. Zumindest ist dies ein Zeichen dafür, dass Präsident Obmant-schikow diese Versammlung einberufen hat. Denn durch diese Tür gehen nur die Herren des Kremls. Langsam öffnen die bei-den jungen Ehrengardisten die großen und massiven Türen, und die Kamera zeigt, wie Obmantschikow über den roten Teppich schreitet, gefolgt von zwei Männern, je einer zu seiner Rechten und zu seiner Linken.

Je näher Obmantschikow der Kamera kommt, desto deutli-cher kann man die beiden Männer erkennen. Links von ihm geht Wladimir Putin und rechts der Präsident von Belarus, Alexander Grigorjewitsch Lukaschenko. Beide sind in die Jahre gekommen und sehen neben dem jungen und dynamisch wir-
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kenden russischen Präsidenten wie aus der Zeit gefallene alte sowjetische Apparatschiks aus.

Die Kamera verfolgt die drei bis zum Podium des Saales und schwenkt dann ins Publikum, das stehend Beifall spendet. Nach einer gefühlten Ewigkeit tosenden Applauses nimmt die anwesende Menge wieder auf ihren Stühlen Platz, und schlag-artig kehrt Ruhe im Saal ein.

Obmantschikow tritt vor das Mikrophon und beginnt seine Ansprache. «Freunde», leitet er seine Rede ein, und schon in der Verwendung der Anrede Freunde liegt etwas Besonderes. Normalerweise würde er die Anwesenden mit Damen und Herren begrüßen, aber er wählt Freunde, eine familiäre, ver-trauliche Anrede. Ungewöhnlich, denkt sich Sergej Rabotnik in seiner Küche und trinkt noch einen Schluck Tee.

«Freunde», wiederholt Obmantschikow, «heute ist ein be-sonderer Tag, ein großer Tag für unser Vaterland. Heute ist ein Tag, an dem die Größe unseres Landes wieder aufersteht. Unse-res Landes und unserer russischen Zivilisation. Denn am heu-tigen Tag verkünde ich, dass Narwa wieder in den Schoß unse-rer großartigen Nation zurückkehrt. Aber nicht nur das. Heute ist auch der Tag, an dem ich mit Alexander Grigorjewitsch Lu-kaschenko den russisch-belarussischen Unionsvertrag weiter-führe. Wir haben vereinbart, dass unsere beiden Nationen bis zum 1. Juni 2030 eine werden. Die enge Kooperation der ver-gangenen Jahre wird in eine gemeinsame Union überführt. Ein Parlament, eine Armee, ein Präsident. Damit kehrt Russland zur alten Stärke zurück. Wir haben seit 2014 gegen jene Kräfte gekämpft, die Russland klein halten wollten, die verhindern wollten, dass wir den Platz, der uns in der Welt gebührt, ein-
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nehmen können, und wir haben sie besiegt. Der Westen mit seiner aggressiven antirussischen Politik, mit seiner Dekadenz und seinem perversen Menschenbild wurde niedergerungen unter großen Verlusten, die – wie wir heute sagen können – nicht umsonst gewesen sind. Wir haben die Faschisten in Kiew besiegt, und wir haben ihre Unterstützer besiegt. Mit dem ame-rikanischen Präsidenten habe ich Gespräche über die Neuord-nung der europäischen Sicherheitsarchitektur und über globale Fragen vereinbart, die in Bälde beginnen werden.

All dies haben wir aus eigener Kraft errungen, gegen die gefährlichsten Mächte der Welt, die unser großartiges Vater-land demütigen und zerschlagen wollten. Aber wir hatten auch Freunde, die stets an unserer Seite standen. Präsident Xi gilt hier zuvorderst mein Dank. Aber auch Präsident Modi hat sich in diesen für uns schweren Zeiten als treuer Freund der russi-schen Nation erwiesen.

Mit beiden streben wir eine Welt an, die friedlich ist, und in der die Macht auf verschiedene Pole verteilt ist. Eine Welt, die für alle Völker gerecht ist. Daran wollen wir als Fürsprecher des Globalen Südens mitwirken zum Wohle aller. Es wird keine Politik mehr geben, in der eine Macht den anderen sagt, was sie tun dürfen und was sie zu lassen haben. Diese Zeiten sind vorbei.

All dies, und das möchte ich an dieser Stelle betonen, wäre nicht möglich gewesen, hätte nicht ein Mann vor fast dreißig Jahren die Geschicke unseres Landes in die Hand genommen und es von seinen dunkelsten Stunden zu seinen großen Hö-hen geführt. Ihm, Wladimir Wladimirowitsch Putin, gebührt unser ewiger, tiefster Dank und ….»
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Der Rest des Satzes geht im tosenden Applaus der Anwesen-den unter.

Sergej Rabotnik dreht den Stuhl wieder zum Tisch und beugt sich über die Zeitung. In drei Stunden muss er auf Arbeit sein. Also noch genügend Zeit, denkt er sich.
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 Moskau/Peking, 30. März 2028: Ein neues Zentrum

Es ist schon spät in der Nacht, als Präsident Obmantschikow zum Telefonhörer greift, um Präsident Xi anzurufen. Nach zweimaligem Klingeln hebt der Diktator in Peking den Hörer ab. «Herr Präsident, schön Sie zu hören. Wie geht es Ihnen?»

«Es könnte mir nicht besser gehen» erwidert Obmantschi-kow. «Die Geschichte bewegt sich schneller als in den letzten hundert Jahren, Herr Präsident.»

Obmantschikow kann das Lächeln seines Gesprächspartners nicht sehen. Xi fühlt sich auf dem Höhepunkt seiner Macht. Sein Plan und der seiner Vorgänger scheint aufzugehen. Das Ziel ist vor Augen. Die Macht der USA gebrochen und die chi-nesische Vorherrschaft über die Welt zum Greifen nahe. In sei-ner Stimme liegt Zufriedenheit, als er zu Obmantschikow sagt: «Ja, und wir bestimmen ihre Entwicklung.»
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 Nachwort

Wie im Vorwort geschrieben, basieren Szenarien in der Wis-senschaft auf der Fortschreibung beobachtbarer Trends und Entwicklungen. Sie sind also nicht aus der Luft gegriffen oder stehen, wie man so schön sagt, im luftleeren Raum. Genauso wenig handelt es sich bei ihnen aber um die Darstellung un-vermeidbarer Entwicklungen. Im Gegenteil werden Szenarien gerade auch deshalb entwickelt, damit man sich auf sie vorbe-reiten und ihr Eintreten verhindern kann.

In diesem Sinne soll abschließend die Frage nach den Fakto-ren gestellt werden, die in diesem Szenario dazu führen, dass Russland gewinnt. Warum besteht die NATO den Test nicht, vor den sie gestellt wird, wie realistisch sind die geschilderten Abläufe und was können wir tun, um zu verhindern, dass sich das Ergebnis in der Realität wiederholt?

Es geht also um Lehren, die aus diesem Szenario zu ziehen sind für die Konfrontation mit Russland. Denn die wird andau-ern, ganz egal wie und wann der Konflikt in der Ukraine endet. Russland bleibt auf absehbare Zeit die zentrale sicherheitspoli-tische Bedrohung in Europa.
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Nukleare Drohungen

An erster Stelle ist hier der Erfolg nuklearer Drohgebärden durch Russland zu nennen. Seit Beginn der russischen Voll-invasion der Ukraine hat Russland Staaten, die das angegriffene Land militärisch unterstützen, mit Nuklearwaffen gedroht. Ob es sich dabei um deren Einsatz in der Ukraine oder gegen die Unterstützerstaaten handeln würde, variierte. Aber in beiden Fällen blieben diese Drohungen nicht ohne Wirkung. Obwohl es zu keinem Zeitpunkt Hinweise darauf gab, dass Russland den Einsatz von Nuklearwaffen vorbereitet hat, indem zum Beispiel Sprengköpfe aus den Depots geholt wurden, um sie zu den Trägersystemen zu bringen, wirkte allein schon die Drohung mit ihrem möglichen Einsatz.

Zunächst einmal stärkte sie in vielen Ländern jene Kräfte, die man als Angstunternehmer bezeichnen kann.* Die Gruppe der Angstunternehmer ist bunt zusammengesetzt. Es sind Menschen, die aus ideologischer Überzeugung für die Sache Moskaus streiten, ehemalige Militärs, die ihre öffentliche Be-deutungslosigkeit kompensieren, Publizisten, die sich am ex-tremen rechten oder linken Rand des Spektrums sichtlich wohl fühlen, und eine kleine Schar von Wissenschaftlern und Wis-senschaftlerinnen. Alle unterstützt von einer großen Anzahl von Social-Media-Nutzern und -Trollen.

Diese Gruppe hat die berechtigte Angst der Bevölkerungen und von Teilen der politischen Elite vor einer umfassenden Eskalation zu ihrem Geschäftsmodell gemacht. Bereits vor der 

* Die folgenden Absätze wurden übernommen aus meinem Kommentar 

«Die Angstunternehmer», in: Handelsblatt vom 6. Dezember 2024.
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Vollinvasion plädierten sie dafür, alle Forderungen Moskaus zu erfüllen, um es von einem Angriff abzuhalten. Und seit dem Beginn der heißen Phase mahnten sie beständig: Jede Waffen-lieferung führe unweigerlich zur Eskalation, womöglich sogar zum Einsatz von Nuklearwaffen. Russland sei unbesiegbar und die Ukraine solle schnellstens kapitulieren. Mit ihrer Präsenz in den Medien und den sozialen Netzwerken hat es diese laute Gruppe geschafft, einen signifikanten Teil der Bevölkerung zu verunsichern. Die Konsequenz daraus sehen wir. Ein wachsen-der Teil ist in Umfragen für mehr Vorsicht bei der Lieferung von bestimmten Waffensystemen und unterstützt die Idee eines Waffenstillstandes zu russischen Bedingungen. Noch ist dieser Teil nicht in der Mehrheit, aber seine Größe wächst, je länger dieser Krieg dauert. Demokratische Politik kann dies nicht ignorieren, immerhin handelt es sich um einen erhebli-chen Teil der deutschen Wählerschaft, und in Ostdeutschland wurde das Parteiensystem nicht zuletzt durch ihn bei den letz-ten Wahlen schwer erschüttert.

Die Politik reagierte durch Verzögerung und Reduzierung der militärischen Hilfen. Die schwierige militärische Situation, in der sich die Ukraine beim Schreiben dieser Zeilen befindet, ist unter anderem auf ebendiese Zögerlichkeit zurückzuführen. Natürlich hat die Ukraine auch eklatante Fehler begangen und etwa die Frage der Rekrutierung neuer Soldaten bis heute nicht in den Griff bekommen. Aber es hat eben auch viel zu lange gedauert, bis sich die europäischen Staaten dazu durchringen konnten, der Ukraine eine kleine Stückzahl moderner Kampf-panzer zu liefern. Diese Zeit nutzte Russland, um seine Trup-pen zu reorganisieren, und vor allem, um im Süden der Uk-
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raine umfangreiche Verteidigungsanlagen zu bauen, die letzten Endes die im Spätsommer 2023 einsetzende Gegenoffensive scheitern ließen.

Die nukleare Drohung führte aber auch dazu, dass man der Ukraine Regeln für den Einsatz der gelieferten Waffensysteme auferlegte und sie somit zwang, sich gewissermaßen mit einer Hand auf dem Rücken gefesselt zu verteidigen. Oder anders gesagt: Man mutete der Ukraine zu, so zu kämpfen, wie man selber nicht kämpfen würde.

Jede militärische Hilfe für die Ukraine wurde unter dem Angstszenario einer möglichen nuklearen Eskalation geleistet, erfolgte mit Blick auf die militärische Situation immer zu spät, und war immer zu wenig, um das Land in die Lage zu verset-zen, sich erfolgreich gegen Russland zur Wehr zu setzen. Die Lehre, die Russland aus diesen Erfahrungen zieht, ist, dass nu-kleare Drohungen wirken, um die Gegenseite von bestimmten Maßnahmen abzuhalten. Und somit sind die in meinem Sze-nario angedeutete nukleare Drohung Russlands mit Blick auf Narwa und die daraus resultierenden Folgen für die Kohäsion der NATO nicht Fantasie, sondern diese Entwicklung lässt sich aus den Geschehnissen der letzten drei Jahre realistisch ablei-ten. Natürlich kann man nicht einfach so tun, als gäbe es keine Nuklearwaffen. Aber eine Lehre aus den jüngsten Ereignissen sollte schon sein, dass man sich der psychologischen Mecha-nismen bewusst wird, die mit der nuklearen Drohung einher-gehen, und dass man in seine eigenen Überlegungen einbe-zieht, dass Russland sie ganz bewusst und taktisch geschickt einsetzt.
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Fehlende Strategie

Ein weiterer Faktor, der bei der Analyse der Situation in der Ukraine eine wichtige Rolle spielt und auch in Zukunft wirk-sam sein kann, ist die Tatsache, dass es zu keinem Zeitpunkt eine klare Strategie gab. Zum einen verweigerte man sich lange Zeit der Einsicht, dass der russische Aggressionskrieg weit mehr als nur ein Krieg Russlands zur Vernichtung der Ukraine ist. Er ist in seinem Kern ein Weltordnungskonflikt, bei dem es um die Frage der zukünftigen Struktur des internationalen Sys-tems geht. Dabei stehen die Staaten, die an der liberalen Welt-ordnung festhalten wollen, jenen Staaten gegenüber, die dieses System radikal umkrempeln wollen. Dass diese Einsicht erst viel zu spät in die Köpfe der politisch Verantwortlichen einsi-ckerte und noch immer nicht ausreichend vorhanden ist, hat dazu geführt, dass man die immer stärkere militärische Koope-ration zwischen dem Iran, China, Nord-Korea und Russland unterschätzte. Daher wurden nur wenig Anstrengungen unter-nommen, um sie zu unterbinden, und es wurde auch verab-säumt, die verschiedenen globalen Konfliktherde konsequent zusammen zu denken. Letzten Endes hat man so dazu beige-tragen, dass sich ein militärischer «Quasiblock» herausbilden konnte, der in meinem Szenario Russland hilft, indem er zu Ablenkungsmanövern beiträgt.

Zum anderen zeigte sich die fehlende Strategie darin, dass man nie eindeutig definierte, was eigentlich das Ziel der Uk-raine-Unterstützung sein sollte. Sollte sie dazu beitragen, dass die Ukraine in die Lage versetzt wird, ihr Territorium von den russischen Besatzern zu befreien? Sollte das Ziel sein, das rus-sische Militärpotential durch die Ukrainer zerstören zu lassen, 
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damit es für den Rest Europas keine Gefahr mehr darstellt? Sollte die Ukraine in die Lage versetzt werden, so lange stand-zuhalten, bis Russland einem Kompromissfrieden zustimmt? Oder sollten all diese Ziele gleichzeitig verfolgt werden?

Bis auf den heutigen Tag ist unklar, welches strategische Ziel die Unterstützerstaaten der Ukraine verfolgen. Klar ist jedoch, dass die von Bundeskanzler Olaf Scholz so gern gebrauchte Formulierung: «Die Ukraine darf nicht verlieren, Russland darf nicht gewinnen» keine Strategie darstellt, weil sie genau diese Fragen offenlässt und operationalisierbare Ziele durch schwammige Begriffe ersetzt. Ohne eine klare Strategie kann es aber auch keine klare Linie bei der Unterstützung der Ukraine geben. Denn letztere ist eine Ableitung aus ersterer.

Im Verlauf des Konfliktes trat noch hinzu, dass die Angst vor einem zerfallenden Russland als Folge einer Niederlage Mos-kaus in der Ukraine bei vielen politisch Verantwortlichen grö-ßer wurde als der Wunsch nach einem ukrainischen Sieg. Die sogenannte Prigoschin-Meuterei vom 23./24. Juni 2023, bei der sich die Miliz des abtrünnigen Söldnerführers 24 Stunden lang unbehelligt und ohne nennenswertem militärischen Wider-stand zu begegnen durch Teile Russlands bewegen konnte und bis auf 70 km an Moskau heranrückte, nährte in Washington, und ich würde hinzufügen: auch in Berlin, die Angst vor einem innerrussischen Bürgerkrieg – in einem Land mit 6000 Nuk-learsprengköpfen.

Dass nicht klar auf eine Niederlage Russlands hingearbeitet wurde, war aber auch durch den frommen Wunsch vieler han-delnder Akteure bedingt, Moskau möge doch irgendwann ein-sehen, dass sich dieser Krieg nicht lohne. Manche schienen gar 
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der Meinung zu sein, Putin warte nur auf ein passendes Ange-bot seitens des Westens, um sich an den Verhandlungstisch zu begeben und Frieden zu schließen. Erst langsam, ja viel zu spät, brach sich die Einsicht Bahn, dass Putin an einem Kompro-missfrieden gar kein Interesse hat. Aber bis heute hält sich die Hoffnung auf Einsicht des russischen Präsidenten. Von daher ist die im Szenario immer wieder thematisierte Frage nach der Intention des russischen Präsidenten durchaus realistisch, da eigentlich seit Putins Amtsantritt im Jahre 2000 immer wieder die Fehlwahrnehmung zu beobachten war, dass Putin letzten Endes genauso wie seine demokratischen Gegenüber an diplo-matischen Lösungen interessiert sei. Viel zu lange und teilweise immer noch wurde und wird Putin nicht als das gesehen, was er ist: ein Diktator, für den Gewaltanwendung ein legitimes Instrument zur Durchsetzung dessen ist, was er für russische Interessen hält. Das muss sich ändern, wenn der Westen in einem Szenario wie dem Beschriebenen bestehen will.

 

Ermattung

In dem von mir geschilderten Szenario spielt die Ermattung, sowohl gesellschaftlich wie auch politisch, eine zentrale Rolle. Putins Strategie war es, neben der Erzeugung von Angst infolge einer möglichen nuklearen Eskalation auf die Erschöpfung de-mokratischer Gesellschaften zu setzen. Die simple Logik, die dieser Strategie zugrunde liegt, lässt sich am besten wie folgt formulieren: Je länger der Krieg dauert, je mehr ökonomische Kosten er demokratischen Gesellschaften verursacht, desto wahrscheinlicher ist es, dass diese die Unterstützung der 
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 Ukraine in Zweifel ziehen und eine gesellschaftliche Stimmung entsteht, die Regierungen bei ihren Entscheidungen mitbe-rücksichtigen müssen.

Putin glaubt also, dass Diktaturen Kriege länger führen können als demokratische Gesellschaften, und mit dieser An-nahme hat er offenbar gar nicht so unrecht. Je länger der Krieg sich hinzog, je geringer die militärischen Erfolge der Ukraine waren, desto mehr zweifelte ein immer stärker werdender Teil der Bevölkerungen in vielen Staaten an, ob die Unterstützung sich noch lohne. Je mehr Kosten die Sanktionen gegen Russ-land verursachten, desto weniger waren Menschen bereit, ihre Fortdauer zu unterstützen. In einigen Staaten profitierten rechtsextreme und teils auch linkspopulistische Parteien bei Wahlen von dieser Ermattung, da sie die Kosten des Krieges in den Wahlkämpfen zum Thema machten. Und da bereits zu be-obachten gewesen ist, wie die Aufnahme ukrainischer Kriegs-flüchtlinge nicht nur von diesen Parteien für ihre Propaganda instrumentalisiert wird, sind die im Szenario angedeuteten gesellschaftlichen Zerwürfnisse im Zuge weiterer Flüchtlings-ströme mehr als realistisch.

Die Ermattung betrifft aber auch einen anderen Punkt. Ob-wohl fast alle Verteidigungsminister, alle Generalstabschefs und auch vereinzelt Staats- und Regierungschefs darauf hin-weisen, dass der russische Imperialismus in der Ukraine nicht haltmachen wird; dass Russland sich militärisch bereits auf den Tag danach vorbereitet; dass ein militärischer Konflikt zwi-schen der NATO und Russland künftig nicht auszuschließen ist, bleiben große Teile der Bevölkerungen skeptisch, was diese Prognosen angeht. Man kann es ihnen eigentlich auch nicht 
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verübeln. Denn sie erleben tagtäglich, welch hohe Verluste an Menschen und Material die russischen Streitkräfte bei der Er-oberung ukrainischen Territoriums erleiden. Da stellt sich in der Tat die Frage, wie Russland in nur wenigen Jahren wieder fähig sein soll, eine weitere umfangreiche militärische Opera-tion, zumal noch gegen die NATO, zu führen.

Diese Zweifel werden zudem durch gezielte Desinforma-tionskampagnen verstärkt und tragen in einem nicht unerheb-lichen Maße dazu bei, dass diese mögliche Zukunft für viele Menschen nicht vorstellbar ist. Wenn sie aber nicht vorstellbar ist, dann wird es für politische Akteure schwierig, sich auf sol-che Entwicklungen entsprechend vorzubereiten. Denn Fragen wie die nach höheren Verteidigungsausgaben, nach beschleu-nigten Rüstungsprozessen, nach Wiedereinführung der allge-meinen Wehrpflicht in den Ländern, die sie in den letzten dreißig Jahren ausgesetzt oder abgeschafft haben, können dann nicht auf der Basis eines breiten gesellschaftlichen Konsenses entschieden werden. Allerdings wäre es auch die Aufgabe der Politik, diese Themen nicht bloß im Blick auf öffentliche Mei-nung und kommende Wahlen zu verhandeln, sondern bewusst politische Führung auszuüben. Dies geschieht bislang nicht in ausreichendem Maße, wäre aber dringend geboten. Denn diese Gemengelage kann dazu führen, dass sich die Russische Föde-ration auf einen möglichen zukünftigen Krieg gegen die NATO oder gegen einen NATO-Mitgliedsstaat vorbereitet, die euro-päischen NATO-Mitgliedsländer in ihren Anstrengungen aber ins Hintertreffen geraten.

Die im Szenario genannten Fähigkeitslücken (Luftverteidi-gung, deep strike capabilities) sind keine erfundenen, sondern 
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reale, ebenso wie die fehlende Aufwuchsfähigkeit von Streit-kräften. Daher ist es nicht unrealistisch, dass Russland, wie in dem Szenario beschrieben, die NATO testet. Denn es weiß, dass der Allianz Fähigkeiten zur schnellen Reaktion fehlen, dass die Allianzmitgliedsstaaten und ihre Bevölkerungen den Konflikt mit Russland scheuen und dass Artikel 5 der NATO keine automatische Beistandsverpflichtung bedeutet. Wer einen solchen Konflikt, einen solchen Test vermeiden will, der muss die Bedrohung ernst nehmen und sich entsprechend vor-bereiten. Denn nur das wird Russland davon abhalten, einen solchen Test überhaupt durchzuführen. Und das ist überaus wünschenswert.

Man muss es an dieser Stelle in aller Deutlichkeit sagen: Wenn das hier entwickelte Szenario, also ein räumlich begrenz-ter Test der Belastbarkeit von Artikel 5, zu dem beschriebenen Ergebnis führen würde, dann hätte Russland sein Ziel erreicht. Moskau hätte die europäische Sicherheitsarchitektur, so wie sie sich für Westeuropa seit 1949 und seit 1990 auch für Mittel- und Osteuropa sowie die baltischen Staaten herausgebildet hat, endgültig zerstört. Wenn die Mitgliedsstaaten nicht mehr glauben, dass Artikel 5, das kollektive Beistandsversprechen, Gültigkeit hat, dann ist die NATO am Ende, da sie dann ihren eigentlichen Daseinszweck nicht mehr erfüllt.

 

Was tun?

Szenarien sind, wie bereits angemerkt, nicht nur dazu da, mög-liche Zukünfte darzulegen, um sich auf diese vorzubereiten, sondern sie können auch die Funktion erfüllen, genau diese 
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Zukünfte zu verhindern. Es gilt, in der Gegenwart auf die Fak-toren einzuwirken, die in Szenarien in die Zukunft fortge-schrieben werden. Was dies für mein Szenario bedeutet, soll am Ende dieses Buches stehen.

Zu dem Zeitpunkt seines Erscheinens wird die neue ameri-kanische Administration seit einigen Wochen im Amt sein. In dem Moment, in dem ich diese Zeilen schreibe, ist Donald Trump gerade inauguriert worden. Aus seinem Wahlkampf-versprechen, den Konflikt binnen 24 Stunden zu lösen, wurde, wie abzusehen war, nichts. Auch beim amerikanischen Präsi-denten hat sich offenbar die Einsicht durchgesetzt, dass es wohl einige Zeit dauern könnte, bis es zwischen der Ukraine und Russland zu einem Waffenstillstand oder gar zu einer perma-nenten Regelung kommen kann.

Mein Szenario beruht darauf, dass die USA der Ukraine die Unterstützung entziehen und sich in der Folge aus Europa weitgehend zurückziehen, um sich auf Asien zu konzentrieren. Dies ist eine realistische Option, und sich die Folgen zu ver-gegenwärtigen, hilft dabei, die strategische Lage zu erkennen, in der sich die europäischen NATO-Staaten befinden. Wenn sie in der existenziellen Frage ihrer eigenen Sicherheit nicht weiterhin von Entscheidungen in Washington abhängig blei-ben wollen, die sie nur bedingt beeinflussen können, dann müssen sie jetzt handeln.

Aber zu einem Rückzug der USA muss es nicht oder zumin-dest nicht sofort kommen. Auch bei Trumps nationalem Si-cherheitsteam hat sich offenbar, so scheint es gegenwärtig, die Einsicht durchgesetzt, dass man Russland in der Ukraine nicht einfach so nachgeben darf. Denn dann, so die Befürchtung, 
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würde zum einen Russland in seinen neo-imperialen Bestre-bungen bestärkt und eine permanente Bedrohung für den Rest der Ukraine, aber auch für Nachbarstaaten darstellen. Zum an-deren aber, und aus Sicht der Trump-Vertrauten vermutlich wichtiger, würde der US-Präsident in den Augen Putins und Xis als schwach dastehen, was es unter allen Umständen zu vermeiden gelte – nicht zuletzt auch, um andere Staaten davon abzuhalten, ebenfalls militärische Grenzverschiebungen anzu-streben.

Deshalb könnte die neue Administration zu der Schlussfol-gerung gelangen, die Ukraine auch weiterhin militärisch zu unterstützen, damit sie es schafft, ihre Front zu stabilisieren, und mit einer möglichst guten Ausgangsposition in Verhand-lungen gehen kann. Auch Trump steht vor dem Problem, wie man Putin überhaupt zu einem Waffenstillstand bewegen soll. Aus dessen Perspektive läuft der Krieg gegen die Ukraine der-zeit gut. Infolge der nachlassenden Waffenlieferungen haben russische Truppen im Donbas immer mehr an Boden gewon-nen, und er hat somit wenig bis keine Anreize, sich zum gegen-wärtigen Zeitpunkt ernsthaft an den Verhandlungstisch zu bewegen. Es ist daher auch möglich, dass die Trump-Adminis-tration zumindest anfänglich genau das Gegenteil von dem macht, was in meinem Szenario passiert. Es ist denkbar, dass sie zumindest kurzfristig die Unterstützung hochfährt und eine Strategie des «Eskalierens, um zu deeskalieren» verfolgt, um Russland kompromissbereit zu machen und an den Verhand-lungstisch zu zwingen.

Ob dies passiert und wenn ja, ob es Erfolg hat oder ob es scheitert und die Entwicklung anschließend doch wieder in 
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dem in diesem Buch beschriebenen Szenario mündet, steht gegenwärtig in den Sternen. Wichtig ist aber, dass die hier be-schriebenen Entwicklungen eine realistische Option sind. Wie auch immer die USA sich in den nächsten Monaten verhalten, wie auch immer der Krieg in der Ukraine ausgeht, die europäi-schen NATO-Staaten müssen sich ernsthaft auf die zukünftige Abschreckung und Eindämmung Russlands vorbereiten.

Das immer wieder vorgetragene Gegenargument, dass der zentrale Unterschied zwischen der Ukraine und den baltischen Staaten deren NATO-Mitgliedschaft und damit das Schutzver-sprechen durch Artikel 5 des Washingtoner Vertrages sei, trägt, wie mein Szenario zeigt, nur bedingt. Und wenn man in die Geschichte der NATO seit 1949 blickt, dann ist es immer eine zentrale Befürchtung der europäischen NATO-Mitgliedsstaa-ten gewesen, dass die Vereinigten Staaten ihren Verpflichtun-gen im Rahmen des kollektiven Beistandes nicht nachkommen könnten. Ob die USA für die Befreiung von Hamburg die Vernichtung New Yorks riskieren würden, wurde von einigen Mitgliedsstaaten immer wieder in Frage gestellt. Wenn diese Befürchtungen zu einer Zeit vorherrschten, als die Bedrohung durch die Sowjetunion und den Warschauer Pakt für ganz Europa existierte, dann stellt sich heute erst recht die Frage, warum nicht nur die USA, sondern auch Staaten wie Portugal oder Spanien (um nur zwei Beispiele exemplarisch zu nennen), das Leben ihrer Soldaten und Zivilisten bei einer sehr begrenz-ten regionalen Eskalation riskieren sollten. Genau diese Frage stellt sich auch Russland, und wenn wir einen Test vermeiden wollen, wie er in meinem Szenario durchgespielt wird, dann sollten wir dafür sorgen, dass Moskau sie sich in unserem Sinne 

113

beantwortet. Dass also im Kalkül des Kremls das Risiko einer solchen Aktion als höher eingeschätzt wird als der mögliche Gewinn.

Dies bedeutet, die Verpflichtungen, die europäische Staaten im Rahmen der NATO eingegangen sind, auch vollumfänglich umzusetzen. Hoffnungen, dass Russland in Zukunft zu schwach sein wird, um andere Staaten anzugreifen oder dass seine im-perialen Ambitionen sich lediglich auf Teile der Ukraine bezie-hen, sind Wolkenkuckucksheime. Putin hat nie einen Zweifel daran gelassen, dass es ihm um die Wiederherstellung russischer Größe und die Zerstörung der europäischen Sicherheitsarchi-tektur geht. Aus seiner Perspektive ist seine Aufgabe historisch, und die Bereitschaft, in der Ukraine russische Menschenleben zu opfern sowie seine Volkswirtschaft leiden zu lassen, ist ein beredtes Zeugnis für den missionarischen Eifer, mit dem der russische Präsident seine Ziele verfolgt.

Es gibt daher nur eine erfolgsversprechende Strategie, um das in diesem Buch beschriebene Szenario zu verhindern: die Abschreckung des russischen Militärpotentials und die Ein-dämmung der machtpolitischen Ambitionen des Kremls. Und dazu ist es notwendig, dass die Anstrengungen, die man im Be-reich der Ausrüstung von Streitkräften (sowohl materiell wie auch personell) in den letzten drei Jahren unternommen hat, auch in Zukunft betrieben werden. Denn nur, wenn in Russ-land der Eindruck vorherrscht, dass die NATO wirklich fähig und willens ist, jeden «Quadratmeter» (Olaf Scholz) des eige-nen Territoriums zu verteidigen, sinkt die Wahrscheinlichkeit, dass Russland die Allianz irgendwann in der Zukunft testen wird.
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In meinem Szenario spielt neben der nachlassenden Rüs-tung in vielen Allianzstaaten auch die fehlende gesellschaftli-che Bereitschaft eine zentrale Rolle, Russland konsequent ent-gegenzutreten. Eine Gesellschaft, der nicht bewusst ist, dass ihre Form des Zusammenlebens durch hybride Kriegsführung bedroht ist, die nicht realisiert, dass Russland durch vielfältige Propagandamaßnahmen und Desinformationskampagnen das Vertrauen der Bevölkerung in die Problemlösungsfähigkeit de-mokratischer Institutionen und Verfahren erschüttern will, mit dem Ziel, die Demokratie als Staatsform zu diskreditieren, wird nicht die Bereitschaft entwickeln, resilient oder wider-standsfähig zu werden. Dabei ist Resilienz die zentrale Voraus-setzung, um die Aufgaben, die in den nächsten Jahren auf die europäischen Staaten zukommen werden, zu bewältigen. Denn Russland abzuschrecken und einzudämmen, kann nur gelin-gen, wenn die europäischen Gesellschaften bereit sind, den da-für anfallenden Preis zu zahlen. Und dieser Preis bemisst sich zwar im Extremfall der Bündnisverteidigung in Menschen-leben, er fällt aber bereits jetzt an als ökonomische und politi-sche Kosten. Wer eine Steigerung von Verteidigungsausgaben durchsetzen will, der wird in anderen Bereichen kürzen müs-sen oder kann dort zumindest weniger investieren. Es wird also auch um eine Priorisierung von Staatsaufgaben gehen.

Die fehlende gesellschaftliche Resilienz wirkt sich aber nicht nur in finanzieller Hinsicht negativ aus. Denn ohne gesell-schaftlichen Rückhalt werden Streitkräfte nicht lange in der Lage sein, ihren Auftrag zu erfüllen. Damit kommt der Resi-lienz, der Widerstandsfähigkeit von Gesellschaften, in der Zu-kunft eine zentrale Aufgabe zu. Sie ermöglicht es der Regierung 
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erst, ihrer Aufgabe nachzukommen, die äußere Sicherheit zu garantieren. Damit Gesellschaften aber die Bereitschaft zur Resilienz entwickeln, ist es notwendig, dass Regierungen im Diskurs mit ihnen sehr klar kommunizieren, was auf dem Spiel steht. Demokratische Gesellschaften sind durch hybride Kriegsführung bedroht und letzten Endes geht es um nicht we-niger als um die Verteidigung der demokratischen Staatsform, oder pathetischer gesprochen, um die Art und Weise, wie wir leben und leben wollen.




Zum Buch

März 2028: Russische Truppen erobern die estnische Kleinstadt Narwa und die Insel Hiiumaa in der Ostsee. Der Angri  auf das Baltikum hat begonnen. Jetzt rächt sich, dass Europa nach dem Ende des Krieges in der Ukraine nicht aufgerüstet hat und wichtige Fähigkeiten fehlen. Gilt Artikel 5 der NATO? Wie wird sich die Allianz entscheiden? Riskiert sie den Atomkrieg?

Wir haben uns daran gewöhnt, dass am Endealles gut ausgeht. Aber was, wenn nicht? Was,wenn Russland gewinnt? Es ist nur ein hypothetisches Zukunftsszenario, das der renommierte Politikwissenschaftler und Militärexperte Carlo Masala in seinem neuen Buch entwirft — aber es zeigt auf besonders drastische Weise, was heute auf dem Spiel steht.
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